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1 Anlass und Zielstellung der Arbeit   

Im Jahr 2017 waren in Deutschland rund 250.000 Beamte im Polizeivollzugsdienst 

tätig.1 Sie repräsentieren somit einen Querschnitt der pluralistischen Gesellschaft, 

welche ihre Vielfalt insbesondere dem Recht auf die freie Entfaltung der Persönlich-

keit eines Jeden zu verdanken hat. Zu dieser Freiheit gehört es auch, selbstbe-

stimmt darüber entscheiden zu können, sich tätowieren zu lassen. Laut einer Al-

lensbach-Studie waren im Jahr 2014 bereits 13 Prozent der Deutschen tätowiert.2 

Fünf Jahre später waren es nach einer Umfrage des Ipsos Instituts sogar 

21 Prozent, somit mehr als jeder Fünfte.3 Bei den unter Dreißigjährigen ist dieser 

Wert noch wesentlich höher.4 Tätowierungen sind daher heutzutage keine Selten-

heit mehr und so ist es nicht unüblich, dass auch immer mehr Polizeibewerber und 

bereits eingestellte Polizisten tätowiert sind oder sich tätowieren lassen möchten. 

Bereits 2001 stand im „Wörterbuch der Polizei“ geschrieben, dass sich Tätowierun-

gen in den letzten Jahren in allen Gesellschaftsschichten etabliert haben.5  

Dennoch können Tattoos für junge Menschen, die sich für den Polizeivollzugsdienst 

bewerben, problematisch sein. Neutrale Tätowierungen, welche nicht sichtbar sind, 

stellen keinen Hinderungsgrund dar. Die Verfassungstreue und das Eintreten für die 

freiheitliche demokratische Grundordnung sind persönliche Eignungsmerkmale der 

Beamtenbewerber.6 Nichtsichtbare Tätowierungen führen in der Regel nur bei ver-

fassungsfeindlichen oder verbotenen Motiven zum Ausschluss. Gewaltverherrli-

chende, diskriminierende oder sexistische Motive im nichtsichtbaren Bereich können 

die charakterliche Eignung eines Bewerbers in Frage stellen.  

Schwieriger wird die Beurteilung im sichtbaren Bereich. Hierbei spielen Ort, Größe 

und Auffälligkeit eine wichtige Rolle. Insbesondere bei großflächigen Tattoos bestä-

tigten mehrere Gerichte, dass eine Ablehnung rechtmäßig sei. Häufigster Streit-

punkt sind dabei Tätowierungen auf den Unterarmen. Eine Vielzahl von Verwal-

tungsgerichten, vor allem im bevölkerungsreichsten Bundesland NRW, haben zur 

Problematik von Tätowierungen bei Polizeibewerbern Entscheidungen treffen müs-

sen.7 Diese sind im Verlauf der Jahre keinesfalls einheitlich erfolgt und stützen sich 

auf verschiedene Argumentationen. Erwähnenswert ist diesbezüglich, dass für viele 

                                                                            

1 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article170625072/Zahl-der-Polizisten-erreicht-neuen-
Hoechststand.html 

2 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 190 
3 Vgl. https://www.zdf.de/nachrichten/heute/umfrage-des-ipsos-instituts-jeder-fuenfte-ist-taetowiert-         

100.html 
4 Vgl. Marburger, RiA 1/2020, S. 5 
5 Vgl. Möllers, 2001, S. 1607 
6 Vgl. Kugele; Tegethoff, 2011, S. 35 f. 
7 Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 370 

https://www.zdf.de/nachrichten/heute/umfrage-des-ipsos-instituts-jeder-fuenfte-ist-taetowiert-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/heute/umfrage-des-ipsos-instituts-jeder-fuenfte-ist-taetowiert-100.html


6 
 

Argumente ein Urteil des BVerwG von 2006 herangezogen wird, in welchem über 

die Regelungsmöglichkeiten der obersten Dienstbehörde zur Bart- und Haartracht 

bei Polizeibeamten entschieden wurde. Oberste Dienstbehörde ist dabei, gemäß 

den Beamtengesetzen der Länder und des Bundes, das Ressortministerium, im 

Polizeibereich häufig das jeweilige Innenministerium, welches den Beamten einge-

stellt hat oder einstellen möchte. Die Einstellung von Beamten erfolgt gemäß 

§ 8 BeamtStG durch Begründung eines Beamtenverhältnisses. 

Mit dem Urteil vom 17.11.2017 änderte das BVerwG seine Rechtsauffassung da-

hingehend, dass Verwaltungsvorschriften keine gesetzliche Grundlage für einen 

Eingriff in die Grundrechte darstellen.8 Da dies die bisherige Verwaltungspraxis von 

Grund auf veränderte, entschieden die Gerichte daraufhin weitestgehend zugunsten 

der tätowierten Polizeivollzugsdienstbewerber. 

Ein Schwerpunkt der Diplomarbeit liegt auf der Untersuchung der Rechtsprechung 

zu Tätowierungen bei Einstellung in den Polizeivollzugsdienst. Dazu werden im drit-

ten Kapitel ausgewählte Urteile und Beschlüsse der letzten zwanzig Jahre chrono-

logisch aufgearbeitet und anschließend verglichen. 

Für bereits eingestellte Polizeibeamte können ebenfalls Einschränkungen gelten. Im 

vierten Kapitel der Arbeit wird die Rechtsprechung bei eingestellten Polizeibeamten 

betrachtet. Schwerpunkt bildet dabei ein aktuelles Beispielverfahren durch mehrere 

Instanzen in Bayern. In diesem begehrte ein Polizeibeamter die Erlaubnis seines 

Dienstherrn, sich den Unterarm mit dem Schriftzug „aloha“ tätowieren zu lassen. 

Der Freistaat Bayern lehnte dies ab und bekam dazu vom BVerwG Recht.9 Der ge-

naue Verfahrensgang wird im Rahmen der Diplomarbeit aufgearbeitet und die dabei 

jeweilig geltenden Gesetze werden mit einbezogen. Weiterhin wird in diesem Kapitel 

geprüft, unter welchen Voraussetzungen eine Tätowierung zur Entlassung aus dem 

Beamtenverhältnis oder zu anderen Disziplinarmaßnahmen führen kann. Abschlie-

ßend wird die Thematik zusammengefasst und ein Ausblick auf mögliche weitere 

Entwicklungen gegeben. 

Zielstellung der Arbeit ist es, die vielen unterschiedlichen Urteile und Beschlüsse 

bezüglich Tätowierungen bei Polizeibeamten zu sortieren, zu vergleichen und die 

Entwicklung nachzuzeichnen. 

                                                                            

8 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 42 ff. 
9 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 6 ff. 
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2 Vorbetrachtungen 

Bevor eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der aktuellen Rechtsprechung mög-

lich ist, müssen zur besseren Einordnung Vorüberlegungen angestellt und wesentli-

che Begriffe erklärt werden. Da die Argumentation zur Haartracht bei Polizeibeam-

ten des BVerwG vom 02.03.2006 in einigen Fällen auch auf Tätowierungen ange-

wandt werden kann und in vielen Beschlüssen zu Tätowierungen auf Ausführungen 

aus diesem Urteil verwiesen wird, ist eine nähere Betrachtung der damaligen 

Rechtsprechung sinnvoll. 

2.1    Tätowierungen 

Körperverzierungen haben eine lange Tradition und sind nahezu ebenso alt wie die 

Menschheit selbst. So wurden auf über fünftausend Jahre alten Mumien von ägypti-

schen Prinzessinnen mehrere Tätowierungen gefunden.10 Der englische Begriff 

„Tattoo“ leitet sich vom samoanischen Wort „tatau“ für Hautverzierung ab und entwi-

ckelte sich im deutschsprachigen Raum zu „tatauieren“, wobei sich schließlich der 

Begriff „tätowieren“ etabliert hat.11 Farbige Tätowierungen sind seit ca. 1990 vor 

allem bei Jugendlichen in der westlichen Welt verbreitet und werden zunehmend 

beliebter.12 Die Gründe, sich tätowieren zu lassen, sind vielseitig. Tattoos können 

unter anderem Mittel der individuellen Selbstdarstellung, ein Bekenntnis, eine Erin-

nerung oder ein Kommunikationsmittel sein.13 Da Tätowierungen nur mit großem 

Aufwand und meist nicht vollständig entfernt werden können, behält der Tätowierte 

die Körperverzierung häufig ein Leben lang. Die Entscheidung, sich tätowieren zu 

lassen sowie die Wahl des Motivs und der zu tätowierenden Stelle sollten beson-

ders bei einer beabsichtigten Einstellung in den Polizeivollzugsdienst gut überlegt 

sein, da sich Tattoos auf die Beurteilung der Zugangsvoraussetzungen auswirken 

können.14 

2.2    Beurteilung der Eignung 

Das Leistungsprinzip ist durch Art. 33 Abs. 2 GG in der Verfassung verankert und 

verlangt als Zugangsvoraussetzung für öffentliche Ämter die Eignung, Befähigung 

und Leistung.15 Besonders die Eignung als Einstellungsmerkmal ist ein häufiges 

Streitthema vor Gericht.16 Dieses Zugangskriterium ist ein unbestimmter Rechtsbe-

                                                                            

10 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 190 
11 Vgl. Kapferer, ProCare 6-7/2017, S. 22 f. 
12 Vgl. Günther, ZBR 4/2013, S. 116 
13 Vgl. Schmidt, 2017, S. 161 ff. 
14 Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 374 
15 Vgl. Leppek, 2019, S. 23 
16 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 15 
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griff und setzt sachliche Auswahlprinzipien und hinreichend gesicherte Tatsachen-

grundlagen voraus.17 Zur Eignung zählen die gesundheitliche, geistige und charak-

terliche Geeignetheit.18 Die gesundheitliche Tauglichkeit beurteilt ein Amts- oder 

Polizeiarzt im Rahmen einer medizinischen Untersuchung auf Grundlage der ein-

heitlichen PDV 300.19 Hierbei müssen Tätowierungen angegeben und ggf. vorge-

zeigt werden. Diese können die Eignung in Frage stellen, wenn sich aufgrund der 

tätowierten Motive Rückschlüsse auf den Charakter des Bewerbers ziehen lassen. 

Die Beurteilung der charakterlichen und geistigen Eignung ist dabei subjektiv.  

2.3    Ermessen 

Der Dienstherr kann unter Beachtung des pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

von Art. 33 GG sachliche Einzelkriterien für die Auswahl aufstellen und diese ge-

wichten.20 Dienstherr ist dabei gemäß § 2 BeamtStG das Land, welches den Poli-

zeibewerber einstellen möchte. Das angesprochene Ermessen wird der Verwaltung 

mit einschlägigen Rechtsnormen vom Gesetzgeber eingeräumt und ermöglicht ihr 

gesetzlich gelenkte, eigenverantwortliche Entscheidungen.21 Ermessensentschei-

dungen müssen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz berücksichtigen.22 Dieser hat 

seinen Ursprung im preußischen Polizeirecht des 18. Jahrhunderts.23 Das Verhält-

nismäßigkeitsprinzip ist bis heute ein wesentlicher materieller Bestandteil des 

Rechtsstaatsprinzips.24 Im Jahr 1895 untersuchte Otto Mayer die Grenzen der Poli-

zeigewalt und führte dabei die Verhältnismäßigkeit als juristischen Begriff ein.25 Bei 

der Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes werden Aufwand und Ertrag 

gegeneinander abgewogen sowie Mittel und Zweck betrachtet.26 Die drei Stufen der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung sind zusätzlich zum legitimen Zweck die Geeignetheit, 

Erforderlichkeit und Angemessenheit.27 Wird eine Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht 

oder nicht ausreichend durchgeführt, so kommt es zu Ermessensfehlern. Der größte 

Nachteil bei der Ermessensentscheidung ist die Beeinträchtigung der Rechtssicher-

heit, da der Bürger aus dem reinen Gesetzestext nicht ableiten kann, wie sich die 

Behörde entscheidet.28  

                                                                            

17 Vgl. Wichmann; Langer, 2014, S. 188 ff. 
18 Vgl. Schenke, 2017, S. 151 f. 
19 Vgl. Leppek, 2019, S. 64 
20 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 36 f. 
21 Vgl. Rottenwallner, VR 12/2019, S. 400 ff. 
22 Vgl. Schmidt, 2011, S. 119 ff. 
23 Vgl. Machado, 2015, S. 16 ff. 
24 Vgl. Basten, 2016, S. 33 f. 
25 Vgl. Machado, 2015, S. 23 ff. 
26 Vgl. Michael; Morlok, 2016, S. 300 ff. 
27 Vgl. Manssen, 2017, S. 59 ff. 
28 Vgl. Schmidt, 2011, S. 113 ff. 
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2.4    Auswirkungen von Tätowierungen auf die Eignung 

Eine konkrete gesetzliche Grundlage, in der ein tatsächliches Tätowierungsverbot 

oder Tätowierungsbeschränkungen für angehende und eingestellte Polizeibeamte 

geregelt werden, gibt es bisher nicht.29 Zwar finden sich in den jeweiligen Landes-

beamtengesetzen Ermächtigungen zur Regelung von Dienstkleidung oder dem äu-

ßeren Erscheinungsbild von Beamten im Dienst, jedoch sind aus dem reinen Geset-

zestext keine näheren Ausführungen bezüglich geltender Grenzen ersichtlich. Fühlt 

sich ein Bewerber aufgrund einer Tätowierung zu Unrecht abgelehnt, stehen ihm 

Rechtsbehelfe wie beispielsweise Widerspruch oder Klage vor Gericht zur Verfü-

gung. Für Klagen von abgelehnten Beamtenbewerbern ist gemäß § 54 Abs. 1  

BeamtStG der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. Eine Klage ist erst dann zulässig, 

wenn der Beamtenbewerber Widerspruch eingelegt hat und dieser zurückgewiesen 

wurde.30 Die Rechtmäßigkeit der Verwaltungstätigkeit wird von den Verwaltungsge-

richten überprüft.31 Die Beurteilung der Eignung durch den Dienstherrn ist allerdings 

weitgehend frei und für Verwaltungsgerichte nur schwer überprüfbar.32 Dadurch las-

sen sich die unterschiedlichen Rechtsprechungen und verschiedenen Begründun-

gen der Gerichte erklären. Solange keine einheitliche gesetzliche Grundlage exis-

tiert, wird weiterhin Uneinigkeit bei der Einstellung bzw. Ablehnung von tätowierten 

Bewerbern für den Polizeivollzugsdienst herrschen. Ein Anspruch auf Übernahme in 

ein Amt im öffentlichen Dienst ergibt sich aus Art. 33 Abs. 2 GG nicht.33 Jedoch ha-

ben Bewerber in Bezug auf ihre Eignung ein Recht auf eine sachgerechte Beurtei-

lung ohne Ermessensfehler.34 

2.5    Rechtsprechung zur Haartracht bei Polizeibeamten 

Die Diskussion über das äußere Erscheinungsbild und Körperschmuck bei Polizei-

beamten ist nicht neu und so beschäftigten sich die Gerichte bereits mit Ohrringen 

und der Haartracht.35 Die hierbei angebrachten Argumente lassen sich in Teilen 

auch auf Tätowierungen übertragen und wurden von mehreren Gerichten in Bezug 

auf Tattoos bei Polizeibeamten herangezogen. 

                                                                            

29 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 17 f. 
30 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 51 ff. 
31 Vgl. Schenke, 2017, S. 140 f. 
32 Vgl. Wichmann; Langer, 2014, S. 193 ff. 
33 Vgl. Wichmann; Langer, 2014, S. 34 
34 Vgl. Leppek, 2019, S. 66 
35 Vgl. o. V., RiA 1/2015, S. 29 
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2.5.1 Rechtsprechung bis 2003 

Nachgeordnete Dienstvorgesetzte dürfen keine Anordnungen zum Verbot von äuße-

ren Erscheinungsbildmerkmalen treffen, da dies eine Aufgabe der obersten Dienst-

behörde ist, sofern eine gesetzliche Grundlage dafür besteht.36 So entschied das 

BVerwG bereits 1999, dass Leitlinien eines Polizeipräsidiums keine eigenständigen 

Regelungen zu Ohrschmuck oder langen Haaren beinhalten dürfen und nur die 

oberste Dienstbehörde einheitliche Regelungen zum äußeren Erscheinungsbild bei 

Polizeibeamten schaffen darf.37 Während Ohrringe innerhalb der Dienstzeit abgelegt 

werden können, haben dienstliche Beschränkungen zur Haarlänge oder zu Tätowie-

rungen auch Auswirkung auf den privaten Lebensbereich des Polizisten.38 Beamte 

stehen gemäß § 3 BeamtStG in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever-

hältnis mit besonderen Rechten und Pflichten.39 Durch die Treuebindung gelten für 

Beamte im Über- und Unterordnungsverhältnis die Weisungen des Vorgesetzten.40 

Die Grundrechte des Beamten im Dienstverhältnis können dazu prinzipiell einge-

schränkt werden.41 Staatliches Handeln, welches die Grundrechtsausübung einer 

Person beschränkt oder verbietet, wird als Eingriff bezeichnet.42 Ein solcher Eingriff 

der Verwaltung in das nach Art. 2 Abs. 1 GG geschützte Persönlichkeitsrecht bedarf 

dazu einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage.43  

Klagen im Verwaltungsrecht haben Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und be-

gründet sind.44 Bei der Untersuchung der Rechtsprechung wird im Rahmen dieser 

Diplomarbeit auf die Zulässigkeit nicht näher eingegangen und Angaben dazu auf 

das Notwendigste beschränkt. Bezüglich der Begründetheit wird der Schwerpunkt 

auf die materielle Rechtmäßigkeit mit Bezug zur Tätowierungsproblematik gelegt.  

2.5.2 Rechtsprechung bis 2005 

Das VG Neustadt entschied im August 2003 zugunsten des Dienstherrn, dass eine 

dienstliche Anordnung zur Kürzung der Haarlänge bei Polizisten rechtmäßig und 

verfassungskonform sei.45 Ein Antrag des Klägers auf Aussetzung der Vollziehung 

der dienstlichen Anordnung wurde einen Monat später mit Beschluss vom OVG 

Rheinland-Pfalz abgelehnt.  

                                                                            

36 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 192 ff. 
37 Vgl. BVerwG, Urteil vom 15.01.1999 – 2 C 11/98 Rn. 12 ff. 
38 Vgl. Schmidt, 2017, S. 168 f. 
39 Vgl. Leppek, 2019, S. 30 
40 Vgl. Schmidt, 2017, S. 39 f. 
41 Vgl. Burkhard, 2016, S. 62 f. 
42 Vgl. Schwabe, 2020, S. 42 
43 Vgl. Kingreen; Poscher, 2019, S. 91 
44 Vgl. Ipsen, 2019, S. 263 ff. 
45 Vgl. VG Neustadt (Weinstraße), Beschluss vom 01.08.2003 – 2 L 1819/03.NW 
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In der Begründung hieß es, dass das Grundrecht auf freie Persönlichkeitsentfaltung 

durch Verwaltungsvorschriften in Form von Rundschreiben eingeschränkt werden 

könne, wenn dies verhältnismäßig sei.46 Das Ziel, die Wahrnehmung der Polizeiauf-

gaben zu fördern, sei durch Beschränkung der Haarlänge nach Ansicht des Gerichts 

sowohl geeignet als auch erforderlich, da durch lange Haare die Neutralität der Poli-

zeibeamten gefährdet werden könne. Dabei wurde davon ausgegangen, dass ein 

Pferdeschwanz bei einem Polizisten in der Bevölkerung auf Ablehnung stoße und 

somit die freie Persönlichkeitsentfaltung durch die Sachnotwendigkeiten des anver-

trauten Amtes begrenzt seien.47 Bestätigt wurde der Beschluss mit Urteil des 

OVG Rheinland-Pfalz vom 28.05.2004.48 Ferner führte das Gericht aus, dass der 

Dienstherr ermächtigt gewesen sei, Regelungen zur Dienstkleidung aufzustellen. Da 

Einschränkungen der Haar- und Barttracht lediglich ergänzend zur Dienstkleidungs-

bestimmung seien und ein einheitliches äußeres Erscheinungsbild gewährleisten 

sollen, können diese durch Verwaltungsvorschriften geregelt werden.49 Gestützt auf 

das Landesbeamtengesetz erließ das Innenministerium von Rheinland-Pfalz 

Dienstvorschriften zum einheitlichen Erscheinungsbild der Polizei, nach welchen 

eine über den Hemdkragen reichende Haarlänge bei männlichen Polizeibeamten 

verboten war.50  

Verwaltungsvorschriften werden von übergeordneten Behörden an nachgeordnete 

Behörden gerichtet und enthalten Regelungen zur Konkretisierung und Vereinheitli-

chung der internen Verwaltungstätigkeit.51 Diese führen zur Selbstbindung der Ver-

waltung, sind jedoch aufgrund der fehlenden Außenwirkung keine Rechtsnormen.52 

Das Gericht erkannte das Rundschreiben zur Beschränkung der Haartracht vom 

26.05.2003 als hinreichende gesetzliche Grundlage an und berief sich dabei auf 

allgemein anerkannte höchstrichterliche Rechtsprechung.53 Die Richter bestätigten 

ihre bisherige Auffassung, dass überlange Haare eines Polizeibeamten bei einem 

großen Teil der Bevölkerung auf Ablehnung stoßen würden und erachteten das 

Verbot als verhältnismäßig und zumutbar. Argumentiert wurde hierbei unter ande-

rem, dass ein Beamtenverhältnis freiwillig begründet würde und weitere Möglichkei-

ten zur individuellen Gestaltung der Frisur bestünden.54  

                                                                            

46 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 22.09.2003 – 2 B 11357/03 Rn. 11 ff. 
47 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 22.09.2003 – 2 B 11357/03 Rn. 15 ff. 
48 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28.05.2004 – 2 A 10239/04 Rn. 18 ff. 
49 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28.05.2004 – 2 A 10239/04 Rn. 20 ff. 
50 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 191 
51 Vgl. Schmidt, 2011, S. 56 f. 
52 Vgl. Leppek, 2019, S. 29 
53 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28.05.2004 – 2 A 10239/04 Rn. 21 
54 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28.05.2004 – 2 A 10239/04 Rn. 22 f. 
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Darauf aufbauend argumentierte das VG Koblenz mit der Pflicht der Polizeivoll-

zugsbeamten, die Uniform nicht durch unerwünschte Haartracht in Frage zu stellen 

und befand die Anordnung zum Verbot des Tragens eines Zopfes als rechtmäßig.55  

2.5.3 Änderung der Rechtsprechung 

Eine abschließende Entscheidung musste im Jahr 2006 das BVerwG treffen, da 

durch den Kläger Revision gegen das OVG-Urteil vom 28.05.2004 eingelegt wurde. 

Das BVerwG hielt die Revision für begründet und entschied, dass Vorgaben zur 

Haarlänge den Kläger in seinem Persönlichkeitsrecht verletzen würden.56 Damit 

wich das Gericht erstmalig von der vorherigen Rechtsauffassung ab, die es den 

Dienstherren ermöglichte, mit generellen Regelungen und Verboten das äußere 

Erscheinungsbild von Polizeibeamten einzuschränken.57 Ein Verbot langer Haare 

beschränke das Recht, auch im Dienst die äußere Erscheinung eigenverantwortlich 

zu gestalten und greife somit in die Grundrechte ein.58  

Das Recht auf freie Entfaltung der individuellen Persönlichkeit, insbesondere im 

Kernbereich der privaten Lebensgestaltung, sowie die Achtung der Menschenwürde 

definiert das allgemeine Persönlichkeitsrecht.59 Gesetze, die in Grundrechte eingrei-

fen, müssen formell sowie materiell rechtmäßig sein.60 Ausschließlich das unmittel-

bar durch demokratische Wahlen legitimierte Parlament darf formelle Gesetze er-

lassen.61 Der Parlamentsvorbehalt erfordert eine Entscheidung des Parlaments, 

welche nicht zwingend durch Gesetz, sondern auch mit einem verbindlichen Parla-

mentsbeschluss geltend gemacht werden kann.62 Dadurch wird der Gesetzgeber 

gehindert, nur Generalklauseln zu verwenden oder jegliche Regelungsbefugnisse 

zum Erlass von Satzungen oder Verordnungen auf die Verwaltung zu übertragen.63 

Das BVerwG schloss sich der Auffassung des OVG an und sah die Regelungsbe-

fugnis über Dienstkleidung im Landesbeamtengesetz als gesetzliche Ermächti-

gungsgrundlage, welche durch VwV konkretisiert werden könne.64 Bei den Vorga-

ben zur äußeren Erscheinung von Dienstkleidungsträgern nannte das Gericht neben 

Gestaltung von Haar- und Barttracht auch explizit Tätowierungen.65 Problematisch 

sei allerdings, dass sich Vorgaben zur Haarlänge auch auf den privaten Bereich 

                                                                            

55 Vgl. VG Koblenz, Urteil vom 27.01.2005 – 6 K 1697/04.KO Rn. 17 ff. 
56 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 8 
57 Vgl. Hollering, ZBR 11/2006, S. 383 f. 
58 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 14 
59 Vgl. Schwabe, 2020, S. 40 
60 Vgl. Manssen, 2017, S. 74 
61 Vgl. Schmidt, 2011, S. 49 f. 
62 Vgl. Schenke, 2017, S. 123 ff. 
63 Vgl. Basten, 2016, S. 34 f. 
64 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 18 f. 
65 Vgl. Schmidt, 2017, S. 169 
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auswirken. Ein Verbot müsse daher auf nachvollziehbare Gründe gestützt werden 

und im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung geeignet und erforderlich sein.66 

Zweck des Verbots ist, die Wahrung der Neutralitätsfunktion der Uniform zu gewähr-

leisten. Die Polizei agiert als uniformierte und bewaffnete Einheit mit dem Hauptziel, 

die Ordnung und öffentliche Sicherheit aufrechtzuerhalten und die Bürger zu schüt-

zen.67 Zur öffentlichen Sicherheit zählt unter anderem der Schutz der verfassungs-

mäßigen Ordnung und der FDGO.68 Da Polizeibeamte somit das vom Staat übertra-

gene Gewaltmonopol besitzen, ist es umso wichtiger, dass diese im Dienst neutral 

auftreten und nicht aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes auf Ablehnung sto-

ßen. Erscheinungsformen, die durch übermäßig hervorgehobene Individualität von 

weiten Teilen der Bevölkerung als inkorrekt oder unseriös angesehen werden und 

eine Ausgrenzung der betroffenen Personen bewirken, können zu einem Vertrau-

ensverlust gegenüber den Beamten führen und folglich deren Neutralität beeinträch-

tigen.69 Eine Quantifizierung oder Festlegung, ab wann eine Ausgrenzung vorliegt 

ist dabei kaum möglich und empirisch nicht eindeutig nachweisbar.70  

Die Akzeptanz in der Gesellschaft ist erfahrungsgemäß nicht direkt messbar, da 

auch Umfragen und Statistiken nur grobe Tendenzen aufzeigen können.71 Das 

BVerwG erkannte dennoch einen Wandel in der gesellschaftlichen Anschauung an. 

Gepflegte lange Haare bei Männern seien in der Bevölkerung verbreitet, weshalb 

das Gericht davon ausging, dass Polizisten mit Langhaarfrisuren nicht grundsätzlich 

auf Ablehnung stoßen.72 Auch eine Beeinträchtigung der Repräsentationsfunktion 

der Polizeiuniform lehnte das Gericht ab, weil Polizeivollzugsbeamte, anders als 

Mitglieder von Musikkorps oder Wachbataillonen, keine unmittelbar repräsentativen 

Aufgaben haben und lange Haare bei Polizisten das Ansehen des Staates aufgrund 

der gewandelten Anschauung nicht herabsetzen können.73 Das BVerwG kam zu 

dem Schluss, dass ein Verbot von über den Hemdkragen reichenden Haaren nicht 

verhältnismäßig sei, da es bereits an der Geeignetheit scheitere und die Regelung 

der obersten Dienstbehörde somit gegen Art. 2 Abs. 1 GG verstoße.74 Aufgrund der 

besonderen Eingriffsintensität dürften diese Erkenntnisse auch auf Tätowierungs-

verbote anwendbar sein.75  

                                                                            

66 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 21 f. 
67 Vgl. Berthel; Kühne, 2009, S. 57 f. 
68 Vgl. Elzermann; Richter, 2020, S. 52 f. 
69 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 25 f. 
70 Vgl. Hollering, ZBR 11/2006, S. 384 
71 Vgl. Schmidt, 2017, S. 201 
72 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 27 
73 Vgl. BVerwG, Urteil vom 02.03.2006 – 2 C 3/05 Rn. 30 
74 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 191 f. 
75 Vgl. Hollering, ZBR 11/2006, S. 384 
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3 Rechtsprechung zur Einstellung in den Polizeivollzugsdienst 

In diesem Kapitel werden ausschließlich Bewerber, die eine Berufung ins Beamten-

verhältnis erreichen möchten, betrachtet. Der Grundsatz der Bestenauslese in Be-

zug auf Eignung, Befähigung sowie Leistung, der den Zugang zu öffentlichen Äm-

tern ermöglicht, hat lange Tradition und bietet dem Dienstherrn Entscheidungsspiel-

raum bei der Bewerberauswahl.76 Für Laufbahnbewerber ist der Vorbereitungs-

dienst, welcher im Polizeivollzugsdienst in der Regel im Beamtenverhältnis auf Wi-

derruf abgeleistet wird, vorgeschrieben.77 In den meisten Fällen handelte es sich um 

Klagen zur Erwirkung einer Zulassung zum Studium in der Laufbahngruppe 2.1, 

ehemals gehobener Dienst. Die Bewerber begehrten in den untersuchten Beschlüs-

sen eine einstweilige Anordnung, die eine weitere Teilnahme am Auswahlverfahren 

ermöglichen oder die Einstellung erzwingen sollte. Ziel einer einstweiligen Anord-

nung ist es, eine vorläufige Regelung zu treffen, ohne die Entscheidung aus dem 

Hauptsacheverfahren vorwegzunehmen.78 Der Antrag auf den Erlass einer einstwei-

ligen Anordnung ist begründet, wenn ein Anordnungsanspruch und ein Anord-

nungsgrund mit überwiegender Wahrscheinlichkeit gegeben sind.79 

3.1   Rechtsprechung bis 2014 

Bis zum 27.05.2014 war die Rechtsprechung zu Tätowierungen bei Polizeibewer-

bern sehr einseitig und die Gerichte urteilten zugunsten tätowierter Bewerber, wie 

eine Untersuchung der nachfolgenden Beschlüsse zeigen soll.  

3.1.1 Allgemeine Rechtsprechung 

Bereits 2002 entschied das VG Frankfurt, dass großflächige und auffällige Tätowie-

rungen nicht ausreichen, um einen Bewerber als ungeeignet einzustufen, da der 

öffentliche Dienst ein Spiegel der Gesellschaft sei, Tätowierungen stark zugenom-

men hätten und bereits eingestellte Polizeibeamte teilweise tätowiert seien.80 Beim 

Tragen von großflächigen Tätowierungen müssen Interessen abgewogen werden 

und der Dienstherr im Einzelfall eine Entscheidung treffen.81 Da die großflächig tä-

towierten Unterarme der einzige Ausschlussgrund waren, hielt das Gericht eine Ab-

lehnung des Bewerbers für unverhältnismäßig und gab dem Antragsgegner mit 

einstweiliger Anordnung auf, dem Bewerber die Teilnahme am Studium zu ermögli-

                                                                            

76 Vgl. Burkhard, 2016, S. 44 
77 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 31 
78 Vgl. Ipsen, 2019, S. 315 ff. 
79 Vgl. Hofmann; Gerke; Hildebrandt, 2016, S. 400 f. 
80 Vgl. VG Frankfurt, Beschluss vom 14.02.2002 – 9 G 411/02 Rn. 8 
81 Vgl. Leppek, 2019, S. 140 
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chen.82 Dies war die erste sehr liberale Gerichtsentscheidung zu großflächigen Tä-

towierungen, welcher zum Teil heftig widersprochen wurde.83 

Auch das OVG Rheinland-Pfalz urteilte 2005, dass großflächige Tätowierungen die 

Eignung nicht in Frage stellen können, sofern ein geordneter Dienstbetrieb gewähr-

leistet werden könne. Dies könne durch das Tragen von Dienstjacken als milderes 

Mittel erreicht werden, da somit die sichtbare Tätowierung verdeckt werde.84 Auffäl-

lige Unterarmtätowierungen bei Justizvollzugsbeamten seien zwar in einer Strafvoll-

zugsanstalt funktionswidrig, jedoch sei das Tragen von langer Dienstkleidung zum 

Verdecken der Tattoos als verhältnismäßig anzusehen.85 Wenngleich es sich in die-

sem Fall um einen bereits eingestellten Beamten im Justizvollzug handelte, lassen 

sich die Aussagen zu Tätowierungen auf Polizeibewerber übertragen, da die Tat-

toos bei Einstellung bekannt waren.  

3.1.2 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Köln 

Nachdem in den Folgejahren zu Tätowierungen bei Polizeibewerben wenige Urteile 

gefällt und Beschlüsse gefasst wurden, entschied das VG Köln im Jahr 2012, dass 

eine kleine, dezente und wertneutrale Tätowierung keinen Ausschlussgrund darstel-

le. Die Antragstellerin hatte auf dem rechten Unterarm die Anfangsbuchstaben der 

Namen ihrer Familienmitglieder „W“, „M“ und „S“ mit einer Gesamtgröße von  

ca. 6 cm mal 1,5 cm tätowiert, was nach Ansicht des Gerichts keinen persönlichen 

Eignungsmangel darstelle.86 Der Dienstherr müsse sich bei seiner Ermessensent-

scheidung an Art. 33 Abs. 2 GG halten und bei der Bewerberauswahl den Grund-

satz des gleichen Zugangs zu einem öffentlichen Amt nach Eignung, Befähigung 

und Leistung beachten.87 Das äußere Erscheinungsbild gehört dabei weder zur 

fachlichen Leistung noch zur Befähigung und kann allenfalls die charakterliche Eig-

nung in Frage stellen, wenn sich dadurch negative Rückschlüsse auf die Person 

ergeben.88 In Bezug auf die Repräsentationsfunktion und die Neutralität der Polizei-

uniform sowie deren mögliche Beeinträchtigung zitierte das Gericht die Aussagen 

des BVerwG vom März 2006 und sprach ebenfalls von einem gesellschaftlichen 

Wandel, nachdem die Akzeptanz von dezenten Tätowierungen stark zugenommen 

habe.89 Einen generellen Ausschluss aus dem Bewerbungsverfahren sahen die 

                                                                            

82 Vgl. VG Frankfurt, Beschluss vom 14.02.2002 – 9 G 411/02 Rn. 6 ff. 
83 Vgl. Schmidt, 2017, S. 214 f. 
84 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10.06.2005 – 2 A 10254/05, Rn. 7 f., 20 ff. 
85 Vgl. o. V., RiA 1/2006, S. 37 
86 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 29.03.2012 – 19 L 251/12 Rn. 2 ff., 9 ff. 
87 Vgl. Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 371 
88 Vgl. Schmidt, 2017, S. 246 ff., 268 
89 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 29.03.2012 – 19 L 251/12 Rn. 12 ff. 
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Richter als unverhältnismäßig an.90 Fünf Monate später bestätigte das VG Köln sei-

ne Rechtsauffassung und erteilte dem Einwand der Einstellungsbehörde, dass die 

tätowierten Buchstaben doppeldeutig und somit nicht wertneutral seien, eine  

Absage.91 

3.1.3 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Aachen 

Im Juli 2012 entschied das VG Aachen, dass ein Erlass aus dem Jahre 1995 zur 

Beurteilung von Tätowierungen nicht mehr zeitgemäß und ein genereller Ausschluss 

vom Testverfahren aufgrund einer großflächigen Tätowierung nicht ohne Prüfung 

des Einzelfalls möglich sei. Das VG stellte dazu fest, dass sich die gesellschaftli-

chen Vorstellungen von Tätowierungen als Körperschmuck gewandelt haben und 

auch vor staatlichen Institutionen wie der Polizei keinen Halt machen würden.92 

Einen vorläufigen Höhepunkt der damaligen Rechtsprechung zum äußeren Erschei-

nungsbild von uniformierten Beamten stellt die Entscheidung des VG Aachen vom 

November 2012 dar.93 Mit dem Urteil vom 29.11.2012 hielt das VG Aachen die Fort-

setzungsfeststellungsklage nach § 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO eines abgelehnten Be-

werbers für zulässig und begründet. Der Kläger, welcher vor dem VG Aachen be-

reits am 31.07.2012 eine einstweilige Anordnung erwirkte, erreichte zwar nicht den 

für die Einstellung erforderlichen Ranglistenplatz, wollte sich jedoch im nächsten 

Einstellungsverfahren erneut bewerben. Hierzu kündigte der Beklagte an, die Be-

werbung aufgrund der großflächigen Tätowierung an Schultern und Unterarmen 

abzulehnen.94 Eine Ablehnung des Bewerbers aufgrund der Tätowierung wäre nach 

diesem Urteil nicht mehr möglich. Das Gericht räumte dem Dienstherrn Auswahler-

messen ein, begrenzte dieses jedoch in Anlehnung an den Beschluss des VG 

Frankfurt aus dem Jahr 2002 durch das Persönlichkeitsrecht des Bewerbers.95 Die 

Einschränkung des Grundrechts aus Art. 2 Abs. 1 GG durch ein Gesetz müsse ver-

hältnismäßig sein, wobei die Beurteilung der obersten Dienstbehörde von Eignung 

und Erforderlichkeit für die Gerichte schwer nachprüfbar sei.96 Befugnisse der Ein-

griffsverwaltung müssen außerdem begrenzt und gesetzlich hinreichend bestimmt 

sein, damit Beschränkungen für den Bürger erkennbar und berechenbar sind.97 Das 

VG schloss sich dazu der Meinung des BVerwG aus dem Jahr 2006 an, nach wel-

cher die Reichweite der Vorgaben zum äußeren Erscheinungsbild von der Schwere 

                                                                            

90 Vgl. Günther, ZBR 4/2013, S. 117 f. 
91 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 23.08.2012 – 19 L 993/12 Rn. 10 ff., 25 
92 Vgl. VG Aachen, Beschluss vom 31.07.2012 – 1 L 277/12 Rn. 6 ff. 
93 Vgl. Windhöfel, NWVBl 7/2013, S. 277 
94 Vgl. VG Aachen, Urteil vom 29.11.2012 – 1 K 1518/12 Rn. 13 f. 
95 Vgl. Windhöfel, NWVBl 7/2013, S. 279 
96 Vgl. VG Aachen, Urteil vom 29.11.2012 – 1 K 1518/12 Rn. 19 ff. 
97 Vgl. Schenke, 2017, S. 129 f. 



17 
 

des Eingriffs abhingen und diese regelmäßig auf offensichtliche Fehler überprüft 

werden müssten. Die Richter erkannten dazu den Erlass zum Erscheinungsbild von 

Polizeivollzugsbeamten vom 06.03.1995 als gesetzliche Grundlage an. Infolgedes-

sen wurden die sichtbaren Tätowierungen ausnahmslos als Eignungsmangel und 

somit als Ausschlussgrund deklariert, welcher vom VG Aachen als unverhältnismä-

ßiger Eingriff bewertet wurde.98 Als sichtbar wird dabei der Hautbereich definiert, der 

nicht von der kurzärmligen Sommeruniform verdeckt wird.99 Zwar wird das Kriterium 

der Geeignetheit bejaht, da mit einem Einstellungsverbot für tätowierte Bewerber 

das Ziel zur Wahrung eines einheitlichen äußeren Erscheinungsbildes von Polizis-

ten erreicht wird, jedoch ist dieses nicht erforderlich.100 Unter Erforderlichkeit wird 

verstanden, dass von gleich wirksamen Mitteln jenes zu wählen ist, welches das 

Grundrecht am wenigsten oder gar nicht beeinträchtigt.101 Als ein solches milderes 

Mittel sieht das Gericht die Verdeckung der Tätowierung durch langärmlige Unifor-

men an, welche für den Dienstherrn und den Kläger, auch mit verbundenen Unan-

nehmlichkeiten bei höheren Temperaturen, zumutbar seien.102 Das VG bemängelte 

fehlende Untersuchungen zu behaupteten negativen Auswirkungen von Tätowie-

rungen auf die Akzeptanz und stellte zusätzlich die These auf, dass tätowierte Poli-

zisten bei ähnlich tätowierten Bürgern sogar höhere Akzeptanz und Respekt erfah-

ren.103 In der Gesamtbetrachtung greift dieses Argument allerdings nicht, da die 

polizeiliche Arbeit vielschichtig ist und Tattoos bei manchen Bürgern auch zu Ableh-

nung führen können, sodass nicht von einer generellen Akzeptanzsteigerung ge-

sprochen werden kann.104 Die ausgeglichene Abwägung der Interessen von Kläger 

und Beklagtem des VG überzeugte dennoch und stellte das damals in der Verwal-

tungspraxis vorherrschende Tätowierungsverbot für Polizeibeamte auf den Kopf.105 

Kritisiert wurde allerdings, dass die Richter nicht inhaltlich auf das Motiv eingegan-

gen sind, wobei der tätowierte Kampfhund, Totenschädel und Teufelskopf durchaus 

eine gewaltverherrlichende Einstellung des Klägers nahelegen könnten, welche die 

charakterliche Eignung in Frage stellen würde.106 Kritiker der bisherigen Rechtspre-

chung zweifeln weiterhin an dem gesellschaftlich hohen Akzeptanzgrad von großflä-

chigen sichtbaren Tätowierungen und betrachten diese als unvereinbar mit dem 

Polizeiberuf.107 

                                                                            

98 Vgl. VG Aachen, Urteil vom 29.11.2012 – 1 K 1518/12 Rn. 21 ff. 
99 Vgl. Schmidt, 2017, S. 206 f. 
100 Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 372 
101 Vgl. Kingreen; Poscher, 2019, S. 95 f. 
102 Vgl. VG Aachen, Urteil vom 29.11.2012 – 1 K 1518/12 Rn. 28 ff. 
103 Vgl. Günther, ZBR 4/2013, S. 117 
104 Vgl. Schmidt, 2017, S. 233 f., 280 f. 
105 Vgl. Muckel, JA 3/2013, S. 240 
106 Vgl. Windhöfel, NWVBl 7/2013, S. 280 ff. 
107 Vgl. Günther, ZBR 4/2013, S. 121 ff. 
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3.1.4 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Weimar  

Eine erste Ausnahme bildet der Beschluss vom 13.08.2012 des VG Weimar, wel-

ches sich mit der Einstellung in den mittleren Polizeivollzugsdienst, der heutigen 

Laufbahngruppe 1.2, aufgrund einer großflächigen Tätowierung im nichtsichtbaren 

Bereich befasste. Der Antragsgegner lehnte den Bewerber mit der Begründung ab, 

dass er aufgrund der großflächig tätowierten Beine persönlich für die angestrebte 

Polizeilaufbahn ungeeignet sei.108 Dabei bezog sich der Dienstherr auf die Beam-

tenpflicht nach § 34 BeamtStG. Beamte haben gemäß § 34 Satz 3 BeamtStG die 

Pflicht zu achtungs- und vertrauenswürdigem inner- und außerdienstlichem Verhal-

ten.109 Achtungs- und Vertrauenswürdigkeit sind dabei unbestimmte Rechtsbegriffe, 

die nicht konkret definiert sind und ausgelegt werden müssen.110 Da die Tätowie-

rung unter der Uniform nicht sichtbar sei, bezog sich der Antragsgegner ausschließ-

lich auf Dienstsport und Schwimmunterricht während der Ausbildung, wobei die Tä-

towierung öffentlich sichtbar sei. Das VG argumentierte mit Bezug auf das Urteil 

vom 10.06.2005 zu tätowierten Justizvollzugsbeamten, dass eine Bedeckung der 

Tätowierung ein milderes Mittel sei.111 Weiterhin bekräftigte das VG, dass aufgrund 

der gewandelten gesellschaftlichen Anschauung eine großflächige Tätowierung 

nicht gegen die Pflicht zu achtungs- und vertrauenswürdigem Verhalten verstoße 

und verwies auf die bereits untersuchten Beschlüsse des VG Köln vom 29.03.2012 

und des VG Aachen vom 31.07.2012.112 Da es auch keine inhaltlichen Bedenken 

bezüglich der Tätowierung gab, wurde die Einstellungsbehörde verpflichtet, den 

Bewerber im Auswahlverfahren zu berücksichtigen.  

3.2    Rechtsprechung von 2014 bis 2017 

Bis 2014 stellten Tätowierungen bei Polizeibewerbern keine großen Probleme dar 

und hielten der rechtlichen Überprüfung durch die Gerichte stand. Im Jahr 2014 

wurde die Rechtsprechung zusehends kritischer gegenüber Tätowierungen im Poli-

zeivollzugsdienst, insbesondere, wenn diese großflächig waren. 

3.2.1 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Darmstadt  

Das VG Darmstadt entschied im Mai 2014, dass der Dienstherr, in dem Fall die 

Bundesrepublik Deutschland, berechtigt sei, eine Bewerberin aufgrund einer sicht-

baren und großflächigen Tätowierung am Unterarm vom Einstellungsverfahren für 

                                                                            

108 Vgl. VG Weimar, Beschluss vom 13.08.2012 – 4 E 824/12 We Rn. 11 
109 Vgl. Leppek, 2019, S. 119 f. 
110 Vgl. Schmidt, 2017, S. 68 f. 
111 Vgl. VG Weimar, Beschluss vom 13.08.2012 – 4 E 824/12 We Rn. 20 
112 Vgl. VG Weimar, Beschluss vom 13.08.2012 – 4 E 824/12 We Rn. 21, 25 f. 
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den Polizeivollzugsdienst bei der Bundespolizei auszuschließen.113 Zuvor hatte sich 

die Bewerberin bereits Tätowierungen auf der linken Hand entfernen lassen und 

plante sich einer weiteren Operation zur Entfernung des Tattoos am Unterarm zu 

unterziehen.114 Als Besonderheit bei der Bundespolizei gilt, dass diese in vielen 

Aufgabenbereichen die Bundesrepublik repräsentiert und somit die Repräsentati-

onsfunktion des äußeren Erscheinungsbildes zusätzlich zur Neutralität beachtet 

werden muss.115 Das VG widersprach der bisherigen Rechtsprechung, nach welcher 

sich die Einstellung zu großflächigen Tätowierungen in der Gesellschaft gewandelt 

hätte und erachtete eine unterstellte Akzeptanzsteigerung als unbelegte Behaup-

tung.116 Die Entscheidung zum Tragen von langärmliger Kleidung, welche nach 

Meinung des Gerichts zu Problemen bei der Umsetzung führen könne, sollte dem 

Dienstherrn überlassen bleiben und wurde somit nicht als milderes Mittel aner-

kannt.117 Einen Eignungsmangel, welcher zum Ausschluss führen kann, sah das 

Gericht allerdings nur bei großflächigen Tätowierungen und führte ergänzend aus, 

dass kleine und dezente Tattoos von der breiten Gesellschaft akzeptiert seien und 

keinen Eignungsmangel mehr für den Dienst bei der Bundespolizei darstellen wür-

den.118 Der Hessische VGH bestätigte den Beschluss des VG Darmstadt.119 Bezüg-

lich der gesetzlichen Grundlage sowie der Verhältnismäßigkeit verwies das Gericht 

auf die Entscheidung des BVerwG aus dem Jahr 2006 und sah den Erlass des 

Bundesinnenministeriums als geeignet und erforderlich an.120 Das Gericht stellte 

fest, dass es keinen Maßstab zur Beurteilung von Großflächigkeit gebe, beurteilte 

das Tattoo der Bewerberin jedoch als weit entfernt von klein und dezent.121 Die 

Richter schlossen sich der bisherigen Rechtsprechung an, dass kleine unauffällige 

Tätowierungen keinen Eignungsmangel mehr darstellen, sofern ihr Inhalt keine ge-

waltverherrlichenden, sexistischen, beleidigenden Motive oder extrem politische 

Auffassungen beinhalte.122 Zusätzlich zur bisherigen Argumentation hielt der VGH 

den Vorschlag der Antragsgegnerin, die Tätowierung zu überschminken für nicht 

alltagstauglich und beanstandete, dass die angekündigte Entfernung der Tätowie-

rung nicht umgesetzt wurde.123  

                                                                            

113 Vgl. VG Darmstadt, Beschluss vom 27.05.2014 Rn. 42, 68 f. 
114 Vgl. VG Darmstadt, Beschluss vom 27.05.2014 Rn. 1 ff., 5 f. 
115 Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 372 f. 
116 Vgl. VG Darmstadt, Beschluss vom 27.05.2014 Rn. 56 ff. 
117 Vgl. Schmidt, 2017, S. 218 
118 Vgl. VG Darmstadt, Beschluss vom 27.05.2014 Rn. 67 ff. 
119 Vgl. o. V., ZTR 2015, S. 171 f. 
120 Vgl. Hessischer VGH, Beschluss vom 09.07.2014 – 1 B 1006/14 Rn. 6 ff., 9 ff., 13 ff. 
121 Vgl. Schmidt, 2017, S. 216 
122 Vgl. Hessischer VGH, Beschluss vom 09.07.2014 – 1 B 1006/14 Rn. 15 
123 Vgl. Hessischer VGH, Beschluss vom 09.07.2014 – 1 B 1006/14 Rn. 20 f. 
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3.2.2 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Arnsberg 

Mit Beschluss vom 20.08.2014 lehnte das VG Arnsberg einen Antrag auf einstweili-

ge Anordnung ab und erkannte eine verweigerte Einstellung in den Polizeivollzugs-

dienst aufgrund von großflächig tätowierten Unterarmen als rechtmäßig an.124 In 

einem Erlass des Landes NRW wurde ergänzend zur Dienstkleidungsbestimmung 

festgelegt, dass sichtbare auffällige und großflächige Tätowierungen einen absolu-

ten zur Ablehnung führenden Eignungsmangel darstellen und neutrale, dezente, 

maximal handtellergroße Tattoos im sichtbaren Bereich einer Einstellung nicht 

grundsätzlich im Wege stehen.125 Da die Tätowierungen auf beiden Armen des Be-

werbers weitaus größer als ein Handteller waren, handelte es sich um einen absolu-

ten Eignungsmangel. Auch in diesem Fall verwies das VG auf das Urteil des 

BVerwG vom 02.03.2006 und sah die Ermächtigung in den Landesbeamtengeset-

zen zu Bestimmungen über Dienstkleidung als gesetzliche Grundlage, welche in 

Bezug auf das äußere Erscheinungsbild durch Verwaltungsvorschriften in Form von 

Erlassen konkretisiert werden können und bestätigte, dass damit getroffene Ein-

schränkungen verhältnismäßig sein müssen.126 Das VG Arnsberg schloss sich der 

hessischen Rechtsauffassung an und sah keinen stichhaltigen Beweis dafür, dass 

großflächige Tätowierungen bei Polizeibeamten akzeptiert würden und hielt ein Ver-

bot von großflächigen Tätowierungen für geeignet, um die Neutralitätsfunktion der 

Uniform zu wahren.127 Mildere Mittel, wie das Tragen von langärmligen Hemden, 

Überschminken der Tätowierung oder Tragen von hautfarbenen Bandagen lehnte 

das Gericht mit der Begründung ab, dass dies einen erheblichen Aufwand für den 

Dienstherrn bedeuten würde und praxisuntauglich wäre.128 Obwohl diese milderen 

Mittel bei eingestellten Polizisten, die sich nachträglich tätowieren lassen haben, in 

NRW angewandt werden, unterschied das Gericht zwischen aktiven Beamten und 

Beamtenbewerbern. Begründet wurde dies mit dem Recht des Dienstherrn im Rah-

men der Bestenauslese die geeignetsten Kandidaten, die in ihrer Verwendungsmög-

lichkeit nicht eingeschränkt sind, auswählen zu können.129 Die uneingeschränkte 

Verwendungsbreite in der angestrebten Laufbahn stelle dabei ein Eignungskriterium 

für Bewerber dar.130 Das OVG bekräftigte den Beschluss des VG Arnsberg vollum-

fänglich.131 Bezüglich milderer Mittel führte das Gericht in Anlehnung an den Be-

schluss des Hessischen VGH aus, dass der Dienstherr entscheiden könne, wie das 

                                                                            

124 Vgl. VG Arnsberg, Beschluss vom 20.08.2014 – 2 L 795/14 Rn. 1 ff., 13 f. 
125 Vgl. VG Arnsberg, Beschluss vom 20.08.2014 – 2 L 795/14 Rn. 27 f. 
126 Vgl. VG Arnsberg, Beschluss vom 20.08.2014 – 2 L 795/14 Rn. 24 ff., 31 ff. 
127 Vgl. VG Arnsberg, Beschluss vom 20.08.2014 – 2 L 795/14 Rn. 37 ff., 43 ff. 
128 Vgl. Schmidt, 2017, S. 221 
129 Vgl. VG Arnsberg, Beschluss vom 20.08.2014 – 2 L 795/14 Rn. 50 ff., 57 f. 
130 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 36 f. 
131 Vgl. Eifert, Jura (JK) 2015, S. 226 
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einheitliche Erscheinungsbild der Polizei verwirklicht werden soll und gab zu beden-

ken, dass die Kontrolle zur Einhaltung der Verdeckung der Tätowierung einen er-

heblichen Verwaltungsaufwand bedeuten würde, welcher dem Dienstherrn nicht 

zuzumuten sei.132 Zusammen mit dem Beschluss des Hessischen VGH wurde somit 

in der zweiten Jahreshälfte des Jahres 2014 erstmalig in zweiter Instanz entschie-

den, dass Bewerber für den Polizeivollzugsdienst aufgrund sichtbarer und großflä-

chiger Tätowierungen von der Einstellungsbehörde abgelehnt werden dürfen.133 

3.2.3 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Köln 

Im September 2015 hielt das VG Köln die Ablehnung eines Bewerbers, mit einer 

ca. 40 cm mal 30 cm großen Tätowierung auf dem Arm, die unter der Sommeruni-

form sichtbar war, für rechtmäßig.134 Ebenso entschied das Gericht am 20.04.2016 

bei einer 22,5 cm mal 5 cm großen Tätowierung des Bewerbers am rechten Arm 

und einem 66,5 cm mal 33 cm großen Tattoo auf dem linken Arm.135 Zwar sah das 

Gericht einen Eingriff in das Persönlichkeitsrecht und das Recht aus Art. 33 Abs. 2 

GG, welches als Spezialnorm Vorrang vor der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG 

habe, jedoch sei dies verhältnismäßig, da die Tätowierungen weder handtellergroß 

noch dezent seien und somit die Neutralitätsfunktion der Uniform gefährden.136 Das 

OVG für das Land NRW bestätigte den Beschluss in zweiter Instanz.137 Die Richter 

schlossen sich der ablehnenden Rechtsprechung an und sahen keinen Beleg für 

eine gewandelte gesellschaftliche Anschauung zu großflächigen Tätowierungen. 

Ausschließlich kleine, weltanschaulich neutrale Tattoos, welche die Toleranz der 

Betrachter nicht übermäßig beanspruchen, seien kein Hinderungsgrund für die Ein-

stellung in den Polizeidienst.138 Als erstes Gericht benannte es dazu konkret vom 

LKA bewertete Beispiele aus einem Landeserlass wie z.B. unverdächtige Zahlen-

kombinationen, Namen mit nachgewiesen rein privatem Hintergrund, Tribals, 

Pfotenabdrücke oder kurze Sinnsprüche, welche als neutral und dezent betrachtet 

werden können.139 Aufbauend darauf wurde auch ein weiterer Bewerber aufgrund 

einer großflächigen Tätowierung auf dem Unterarm vom VG Köln rechtmäßig abge-

lehnt.140  

                                                                            

132 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 26.09.2014 Rn. 29 ff., 39 
133 Vgl. o. V., RiA 1/2015, S. 29 
134 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 24.09.2015 – 19 L 2114/15 Rn. 6, 15 ff. 
135 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 20.04.2016 – 19 L 566/16 Rn. 3, 7  
136 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 20.04.2016 – 19 L 566/16 Rn. 10 ff., 15 
137 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 14.07.2016 – 6 B 540/16 Rn. 1, 5 ff., 15 ff.  
138 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 14.07.2016 – 6 B 540/16 Rn. 15 ff., 22 ff. 
139 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 14.07.2016 – 6 B 540/16 Rn. 23 f. 
140 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 25.08.2016 – 19 L 1851/16 Rn. 6, 21 ff. 
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3.2.4 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Halle (Saale) 

Nach den vielen tätowierungskritischen Beschlüssen bildet das Urteil des VG Halle 

(Saale) vom 18.05.2016 in mehreren Punkten eine Ausnahme. In diesem Fall wurde 

kein Antrag auf einstweilige Anordnung gestellt, sondern Klage auf Aufhebung des 

Ablehnungsbescheides und Verpflichtung zur Einstellung erhoben, welcher stattge-

geben wurde. Zwar konnte das Gericht keine Verpflichtung zur Einstellung ausspre-

chen, da der Vorbereitungsdienst bereits zu weit fortgeschritten war, jedoch könne 

die Klägerin zum nächstmöglichen Einstellungstermin eingestellt werden.141 Nach 

Auffassung des VG Halle (Saale) sind Tätowierungen vor allem in Ostdeutschland 

weit verbreitet und in der Altersgruppe der unter Dreißigjährigen, also der üblichen 

Altersklasse von Polizeibewerbern, in der Mitte der Gesellschaft angekommen, so-

dass mit einer allgemeinen Ablehnung von Tätowierten nicht gerechnet werden 

müsse.142 Als erstes Gericht sah das VG eine sichtbare Tätowierung am Hals nicht 

als Einstellungshindernis für den Polizeivollzugsdienst.143 Die Richter begründeten 

dies mit der Tatsache, dass ein Katzenkopf als Motiv inhaltlich nicht verwerflich und 

die Tätowierung vollständig verdeckt sei, wenn die Klägerin ihre Haare offen tra-

ge.144 Dabei wurde nicht diskutiert, ob die Tätowierung in Relation zum Hals als 

klein oder großflächig gilt.145 Anders als in allen anderen Bundesländern enthalte 

das Beamtengesetz des Landes Sachsen-Anhalt keine Ermächtigung für die obers-

te Dienstbehörde, Regelungen zum äußeren Erscheinungsbild von Polizeibeamten 

zu treffen. Somit fehle eine gesetzliche Grundlage für den durch VwV geregelten 

Erlass vom 01.02.2016 zum Verbot von Tätowierungen.146 Mit der konkreteren Aus-

einandersetzung der gesetzlichen Grundlage leitete das VG Halle (Saale) eine neue 

Ära der Rechtsprechung ein, welche mit dem im folgenden Abschnitt untersuchten 

Urteil des BVerwG vom 17.11.2017 manifestiert wurde.147 

3.3    Rechtsprechung ab 2017 

Nachdem die Rechtsprechung im letzten Zeitabschnitt großflächige Tätowierungen 

sehr kritisch sah und eine Ablehnung von im sichtbaren Bereich tätowierten Bewer-

bern für den Polizeivollzugsdienst häufig als rechtmäßig anerkannte, wandelte sich 

die Rechtsauffassung der Gerichte nach einem Urteil des Bundesverwaltungsge-

richts aus dem Jahr 2017 grundlegend. 

                                                                            

141 Vgl. VG Halle (Saale), Urteil vom 18.05.2016 – 5 A 54/16 Rn. 36 f. 
142 Vgl. VG Halle (Saale), Urteil vom 18.05.2016 – 5 A 54/16 Rn. 31 
143 Vgl. Schmidt, 2017, S. 214 
144 Vgl. VG Halle (Saale), Urteil vom 18.05.2016 – 5 A 54/16 Rn. 32 
145 Vgl. Schmidt, 2017, S. 224 
146 Vgl. VG Halle (Saale), Urteil vom 18.05.2016 – 5 A 54/16 Rn. 24 f. 
147 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 192 
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3.3.1 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.11.2017 

Im November 2017 traf das BVerwG eine verändernde Leitentscheidung. Ähnlich 

wie das VG Halle befasste sich das Bundesverwaltungsgericht ausführlicher mit der 

gesetzlichen Grundlage zum Eingriff in Grundrechte. Das Gericht führte aus, dass 

die Reglementierung von Tätowierungen bei Polizeibeamten einer gesetzlichen 

Grundlage bedürfe, aus der eine parlamentarische Leitentscheidung erkennbar sei 

und dem Beamten aufzeige, was zulässig sei.148 Dabei spielen der Parlamentsvor-

behalt, die Verhältnismäßigkeit und die Wesentlichkeitstheorie eine große Rolle.149 

Das Gericht war der Meinung, dass die Bestimmungen der Landesbeamtengesetze 

über Dienstkleidung nicht auf Tätowierungen angewendet werden können, da Tat-

toos, anders als Uniformen, nicht nach Dienstschluss ablegbar seien.150 Da auch in 

der Entstehungsgeschichte der Ermächtigung, Bestimmungen über Dienstkleidung 

zu erlassen, keine Hinweise auf Tätowierungen oder andere nichtablegbare Kör-

permerkmale zu finden seien, fehle dem BVerwG der Bezug zu Tätowierungsverbo-

ten und somit die gesetzliche Ermächtigung für solche Erlasse.151 Das Gericht trug 

dem Gesetzgeber auf, eine parlamentarische Leitentscheidung für die Grenzen ei-

ner Regelung zu Tätowierungen bei Polizeibeamten zu treffen und regte dazu an, 

eine öffentliche Debatte über die gesellschaftliche Akzeptanz von Tätowierungen zu 

führen.152 Auf weitere Details des Urteils wird im vierten Kapitel vertiefend einge-

gangen. 

3.3.2 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf 

Am 24.08.2017 musste das VG Düsseldorf über eine großflächige Löwenkopftäto-

wierung eines Polizeibewerbers entscheiden. Das Gericht sah die Annahme des 

Antragsgegners, dass großflächige Tattoos auf dem Unterarm eines Polizisten das 

neutrale und seriöse Auftreten beeinträchtigen können, als unbelegte Behauptung 

an, da dem Gericht weder entsprechende Nachweisstudien bekannt waren noch 

vorgelegt wurden.153 Die Richter schlossen sich der Rechtsauffassung des VG 

Aachen zum gesellschaftlichen Wandel in Bezug auf Tätowierungen an und verwie-

sen auf die Webseite der Bundespolizei, auf der zu lesen sei, dass großflächige 

Tätowierungen im sichtbaren Bereich kein absoluter Hinderungsgrund für den 

Dienst bei der Bundespolizei sind, sofern die Tätowierungen abgedeckt werden 

                                                                            

148 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 42  
149 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 16 
150 Vgl. Eifert, Jura (JK) 2018, S. 759 
151 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 43 ff. 
152 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 192 
153 Vgl. VG Düsseldorf, Beschluss vom 24.08.2017 – 2 L 3279/17 Rn. 22 ff. 
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können.154 In Summe konnte das Gericht nicht feststellen, dass eine neutrale Täto-

wierung, auch wenn sie groß ist, das Ansehen der Polizei oder des Landes NRW 

herabsetzen könne und verpflichtete den Antragsgegner vorläufig dazu, den Bewer-

ber zum weiteren Auswahlverfahren zuzulassen, bis eine abschließende Entschei-

dung im Hauptsacheverfahren getroffen würde.155 

Knapp sechs Monate nach dem BVerwG-Urteil fand in Düsseldorf die Verhandlung 

statt, welche klären sollte, ob sich der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt hat, 

nachdem der tätowierte Bewerber als Beamter auf Widerruf ernannt und in den Vor-

bereitungsdienst eingestellt wurde. Streitthema war weiterhin ein 20 cm mal 14 cm 

großer, tätowierter Löwenkopf auf dem linken Unterarm, gegen den die Einstel-

lungsbehörde keine inhaltlichen Bedenken äußerte.156 Ergänzend zu den bisherigen 

Ausführungen stellte das Gericht fest, dass zusätzlich zur Verletzung des allgemei-

nen Persönlichkeitsrechts auch ein Eingriff in das nach Art. 2 Abs. 2 GG geschützte 

Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit vorläge, da eine Aufforderung zur Entfer-

nung von großflächigen Tätowierungen mit einem intensiven Eingriff und Schmer-

zen verbunden sei.157 Zur körperlichen Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 

gehört auch die körperliche Integrität.158 Bei solch schwerwiegenden Eingriffen in 

das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG muss die Verhältnismäßigkeit zur 

Rechtfertigung streng geprüft werden.159 Das VG schloss sich dem BVerwG-Urteil 

aus dem Jahr 2017 an und bemängelte das Fehlen einer gesetzlichen Ermächti-

gungsgrundlage, die für Eingriffe in Grundrechte zwingend erforderlich sei.160 Da 

eine gesetzliche Grundlage zum Verbot von großflächigen Tätowierungen fehle, 

dürften Bewerber nicht wegen sichtbaren Tattoos abgelehnt werden.161 Nachdem 

das beklagte Land Berufung eingelegt hatte, bestätigte das OVG in der zweiten In-

stanz das Urteil des VG Düsseldorf mit einer ähnlichen Argumentation und wies die 

Berufung zurück, wobei eine Revision nicht zugelassen wurde.162  

3.3.3 Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Berlin 

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.11.2017 wirkt sich eben-

falls auf das Land Berlin aus. Ein an den Armen und Handgelenken zum Teil groß-

flächig Tätowierter bewarb sich zum Einstellungstermin September 2018 bei der 

                                                                            

154 Vgl. VG Düsseldorf, Beschluss vom 24.08.2017 – 2 L 3279/17 Rn. 30 ff., 36 ff. 
155 Vgl. VG Düsseldorf, Beschluss vom 24.08.2017 – 2 L 3279/17 Rn. 1 ff., 48 
156 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 08.05.2018 – 2 K 15637/17 Rn. 1 ff. 
157 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 08.05.2018 – 2 K 15637/17 Rn. 44 
158 Vgl. Michael; Morlok, 2016, S. 116 
159 Vgl. Hufen, 2017, S. 220 
160 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 08.05.2018 – 2 K 15637/17 Rn. 46 ff. 
161 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 08.05.2018 – 2 K 15637/17 Rn. 35 ff., 48 f. 
162 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 12.09.2018 – 6 A 2272/18 Rn. 15 ff., 50 
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Berliner Schutzpolizei für den Vorbereitungsdienst im mittleren Polizeivollzugs-

dienst, der heutigen Laufbahngruppe 1.2 und wurde abgelehnt. Da mit den Tätowie-

rungen, nach Auffassung des Polizeipräsidenten in Berlin, die Repräsentationsziele 

der Berliner Polizei beeinträchtigt würden, sei eine Einstellung erst nach Entfernung 

der sichtbaren großflächigen Tattoos möglich.163 Das VG berief sich auf das nach 

Art. 20 Abs. 3 GG geschützte Rechtsstaatsprinzip und verlangte für eine grund-

rechtsverletzende Ablehnung eine gesetzliche Ermächtigung vom parlamentari-

schen Gesetzgeber.164 Das Gericht sah in einer Ablehnung einen Eingriff in das 

Persönlichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 GG und das Recht auf körperliche Unver-

sehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 GG, da mit einer Entfernung der Tätowierung einer Ab-

lehnung entgegengetreten werden könne.165 Das VG Berlin folgte der Auffassung 

des BVerwG und stellte fest, dass eine parlamentsgesetzliche Grundlage in Berlin 

fehle.166 Sofern diese gesetzliche Ermächtigung nicht vorliege, dürften Berliner Poli-

zeibeamte sichtbare Tattoos tragen, solange sie nicht gegen andere Beamtenpflich-

ten verstießen. Weiterhin dürften Polizeibewerber nicht wegen großflächiger Täto-

wierungen, deren Inhalt unbedenklich sei, abgelehnt werden.167 Das Land Berlin 

legte daraufhin beim OVG Berlin-Brandenburg Beschwerde ein, welche abgelehnt 

und der Beschluss des VG Berlin somit in zweiter Instanz bestätigt wurde.168 Das 

Oberverwaltungsgericht bekräftigte, dass im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

ausdrücklich auch die Einstellung in ein Beamtenverhältnis und nicht nur bestehen-

de Beamtenverhältnisse einbezogen wurden und wies damit eine Rüge des An-

tragsgegners zurück.169 Die Regelungen zu Tätowierungen gelten für aktive Polizei-

beamte und Polizeibewerber gleichermaßen, ohne dass Gründe für strengere oder 

abweichende Reglementierungen ersichtlich seien.170 Das OVG stellte hiermit klar, 

dass eine VwV, die gegen bestehendes höherrangiges Recht verstoße, für den Be-

werber nicht verbindlich sei und das äußere Erscheinungsbild damit nicht reglemen-

tiert werden dürfe.171 

Der Antragsgegner trug weiterhin vor, dass sich durch Art. 33 Abs. 5 GG Pflichten 

für Beamte ergäben, die besondere Anforderungen an Verhalten und Neutralität 

stellen. Gemeint sind dabei die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums, 

zu denen unter anderem das Lebenszeitprinzip, das Leistungsprinzip, das Neutrali-

                                                                            

163 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 1 
164 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 14 
165 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 16 
166 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 15, 18 ff. 
167 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 20 
168 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28.08.2018 – OVG 4 S 36.18 Rn. 1 ff. 
169 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28.08.2018 – OVG 4 S 36.18 Rn. 4 
170 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28.08.2018 – OVG 4 S 36.18 Rn. 5 
171 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28.08.2018 – OVG 4 S 36.18 Rn. 6 
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tätsprinzip und die Treuepflicht für Beamte gehören.172 Die Pflichten von Beamten 

sind dabei in §§ 33 ff. BeamtStG geregelt. Zu den Grundpflichten gehören außer-

dienstliche Pflichten und dienstliche Verpflichtungen, die durch Dienstanweisungen 

konkretisiert werden.173 Das Gericht lehnte den Einwand des Dienstherrn ab und 

argumentierte, dass diese Dienstpflichten keinen so schwerwiegenden Grund-

rechtseingriff im privaten Bereich rechtfertigten, wie es ein Tätowierungsverbot be-

wirken würde und Grundrechte auch für Beamte und Beamtenbewerber gelten.174 

Wenn ein Grundrecht bzw. ein grundrechtsgleiches Recht mit den hergebrachten 

Grundsätzen des Berufsbeamtentums kollidiert, wäre dieses Problem mit der prakti-

schen Konkordanz zu lösen, bei der eine Abwägung beider Interessen vorgenom-

men wird.175 Allerdings ist eine Kollision des grundrechtsgleichen Recht aus 

Art. 33 Abs. 2 GG und den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums 

aus Art. 33 Abs. 5 GG in den untersuchten Gerichtsentscheidungen nicht erkenn-

bar.176 Das OVG Berlin-Brandenburg stellte auch in einem weiteren Verfahren fest, 

dass die Ablehnung eines Bewerbers für die Laufbahngruppe 1.2 der Polizei einer 

gesetzlichen Grundlage bedürfe.177 Die Einstellungsbehörde beanstandete dabei 

einen tätowierten Frauenschädel, das mexikanische Motiv „La Catrina“, welches 

bedrohlich und abschreckend wirken könne und bekam dazu in der ersten Instanz 

vor dem Verwaltungsgericht Berlin Recht.178 Die Auffassung des VG, dass eine Ab-

lehnung aufgrund einer Einschätzung der Einstellungsbehörde über eine potentielle 

Wirkung der Tätowierung auf die Öffentlichkeit, rechtmäßig sei, teilte das OVG nicht 

und verwies darauf, dass auch dazu eine gesetzliche Grundlage nötig sei, die zu 

diesem Zeitpunkt nicht existiere.179 Die Beurteilung, welche Wirkungen Tätowierun-

gen bei Polizeibeamten in der Bevölkerung haben und ob diese gesellschaftlich tole-

riert und akzeptiert werden, müsse durch eine parlamentarische Leitentscheidung 

vom Gesetzgeber getroffen werden.180 

3.4    Rechtsprechung zum Inhalt der Tätowierungen 

Dieser Abschnitt befasst sich ausschließlich mit der Beurteilung von Motiven und 

Inhalten der jeweiligen Tätowierungen bei den untersuchten Gerichtsentscheidun-

gen. Erkenntnisse und Argumente bezüglich der allgemeinen Tätowierungsproble-

matik werden nur aufgeführt, wenn diese wesentlich neu oder besonders sind und 
                                                                            

172 Vgl. Heid, 2020, S. 26 f. 
173 Vgl. Kugele; Tegethoff, 2011, S. 202 ff. 
174 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28.08.2018 – OVG 4 S 36.18 Rn. 8 
175 Vgl. Schnellenbach; Bodanowitz, 2017, S. 187 ff. 
176 Vgl. Schmidt, 2017, S. 58 ff., 269 f. 
177 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01.02.2019 – OVG 4 S 52.18 Rn. 1 ff., 5 ff. 
178 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01.02.2019 – OVG 4 S 52.18 Rn. 3 
179 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01.02.2019 – OVG 4 S 52.18 Rn. 4 ff. 
180 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01.02.2019 – OVG 4 S 52.18 Rn. 8 f. 
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nicht schon in den vorherigen Abschnitten abgehandelt wurden. Mit Ausnahme des 

Urteils vom VG Meiningen, geht es in der untersuchten Rechtsprechung ausschließ-

lich um die Zulassung zum Studium in Laufbahngruppe 2.1.   

3.4.1 Rechtmäßige Motive 

Im Jahr 2014 beschäftigte die Zahl „13“ und ein mit Lilien verzierter Totenkopf mit 

Vampirzähnen das VG Gelsenkirchen. Die hinter dem linken Ohr sichtbare Zahl „13“ 

werde nach Auffassung des Gerichts von Außenstehenden nicht zwangsläufig als 

Unglückzahl identifiziert und stelle damit kein aufdringliches oder negatives Motiv 

dar.181 Ein tätowierter Katzenkopf im nichtsichtbaren Bereich und ein nach einer 

Laserbehandlung stark verblasster Totenkopf auf dem Rücken wurden bereits von 

der Einstellungsbehörde nicht als Eignungsmangel gesehen.182 Der Totenkopf mit 

Vampirzähnen sei nicht sichtbar und eine Ablehnung daher nur bei Rückschlüssen 

auf die charakterliche Eignung möglich. Indem die Bewerberin glaubhaft darstellte, 

dass es sich dabei um eine Jugendsünde handle und ihr Gesamteindruck nicht auf 

eine gewaltverherrlichende Einstellung schließen ließ, sah das Gericht auch dieses 

Tattoo nicht als zwingenden Eignungsmangel und verwies auf eine abschließende 

Prüfung der charakterlichen Eignung.183 In zweiter Instanz wurde der Beschluss des 

VG Gelsenkirchen einen Monat später bestätigt.184 

Das VG Düsseldorf musste sich in einem Verfahren mit Tätowierungen auseinan-

dersetzen, bei dem insbesondere ein farbenfroher mexikanischer Zuckerschädel 

wegen Größe, Auffälligkeit und möglicher aggressiver Wirkung der Hauptstreitpunkt 

war. Das Gericht erkannte, dass in der mexikanischen Kultur anders mit dem Tod 

umgegangen werde und dieser Zuckerschädel nicht mit einem negativbehafteten 

Totenkopf gleichgesetzt werden könne, sondern eine positive Lebenseinstellung 

zum Ausdruck bringen soll. Somit folgte das VG der Argumentation des Antragsstel-

lers.185 In der Gesamtbetrachtung mit den restlichen sichtbaren Tattoos erkannte 

das Gericht das Tragen von langen Hemden als milderes Mittel an. Die Richter ver-

wiesen darauf, dass es im Ermessen der Beamten liege, kurz- oder langärmlige 

Hemden zu tragen und es keine verpflichtenden Vorgaben dazu gebe.186 Dem Ein-

wand des Beklagten zur schwierigen praktischen Umsetzung hielt das Gericht ent-

gegen, dass dies in der Verwaltungspraxis der vom Beklagten bestätigte, gängige 

Umgang mit nachträglich tätowierten Polizeivollzugsbeamten im aktiven Dienst sei. 

                                                                            

181 Vgl. VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 09.04.2014 – 1 L 150/14 Rn. 2, 32 f. 
182 Vgl. VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 09.04.2014 – 1 L 150/14 Rn. 3 ff., 17 
183 Vgl. VG Gelsenkirchen, Beschluss vom 09.04.2014 – 1 L 150/14 Rn. 4, 8, 35 f. 
184 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 28.05.2014 – 6 B 523/14 Rn. 1 f., 9 ff. 
185 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 05.08.2014 – 2 K 778/14 Rn. 3 f., 10, 32 
186 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 05.08.2014 – 2 K 778/14 Rn. 61, 64 ff. 
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Diese würden nicht aus dem Beamtenverhältnis entlassen, sondern mit Disziplinar-

maßnahmen zum Tragen von langen Uniformen angehalten werden.187 Die Beru-

fung der obersten Dienstbehörde wies das OVG zurück und bekräftigte, dass eine 

Entlassung eines Beamten auf Widerruf wegen einer bereits zur Einstellung bekann-

ten Tätowierung nicht möglich sei.188 Die Entlassung eines Beamten auf Widerruf ist 

zwar nach § 23 Abs. 4 BeamtStG jederzeit möglich, aber nur in begründeten Aus-

nahmefällen mit sachlichem Grund, der hier nicht gegeben ist, zulässig.189  

Das VG Minden setzte sich 2014 mit einer nichtsichtbaren großflächigen Rückentä-

towierung auseinander, die eine Hanyamaske mit Reißzähnen, einen aus einem 

Totenkopf wachsenden Lebensbaum und eine Schlange mit aufgerissenem Maul 

beinhaltete.190 Wenngleich die Motive gewaltverherrlichend wirken mögen, konnte 

der Antragssteller deutlich machen, dass die Motive für ihn eine positive Bedeutung 

haben und sich keine negativen Rückschlüsse auf seine charakterliche Eignung 

feststellen ließen.191 Das Gericht forderte von der Einstellungsbehörde eine nähere 

Prüfung der charakterlichen Eignung und bestätigte, dass eine nichtsichtbare Täto-

wierung keinen Einfluss auf ein neutrales Erscheinungsbild habe.192 Die darauffol-

gende Beschwerde des Dienstherrn wurde wegen nicht fristgerechtem Eingang als 

unzulässig verworfen.193 Ein Antrag auf Zulassung der Berufung wurde vom OVG 

wegen fehlender grundsätzlicher Bedeutung abgelehnt.194 Den Einwand des beklag-

ten Landes, dass die Tätowierung aggressive und gewaltverherrlichende Motive 

enthalte, lehnte die zweite Instanz ebenfalls ab und stützte sich auf die Argumenta-

tion des VG, dass dies nicht eindeutig nachzuweisen sei.195  

Vom VG Köln wurden tätowierte Totenkopfabbildungen und Gewaltszenen aus ei-

nem Horrorfilm im nichtsichtbaren Bereich als unbedenklich eingestuft und eine ge-

waltverherrlichende Gesinnung des Bewerbers ausgeschlossen, da die Tätowierun-

gen über fünfzehn Jahre alt seien und der Bewerber seitdem nicht wegen Gewaltde-

likten strafrechtlich in Erscheinung getreten sei.196 Auf Beschwerde des Dienstherrn 

hin änderte das OVG den Beschluss aus erster Instanz.197 

Das VG Berlin beurteilte im August 2018 einen tätowierten Holzschnitt mit einer 

Szene aus der Paradieserzählung auf dem Unterarm sowie einen tätowierten Frau-

                                                                            

187 Vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 05.08.2014 – 2 K 778/14 Rn. 68 
188 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 01.02.2016 – 6 A 1891/14 Rn. 12 ff.,19 ff., 23 
189 Vgl. Heid, 2020, S. 70 f. 
190 Vgl. VG Minden, Beschluss vom 28.08.2014 – 4 L 481/14 Rn. 1 ff. 
191 Vgl. VG Minden, Beschluss vom 28.08.2014 – 4 L 481/14 Rn. 6, 33 
192 Vgl. VG Minden, Beschluss vom 28.08.2014 – 4 L 481/14 Rn. 31 ff., 35 
193 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 19.09.2014 – 6 B 1095/14 Rn. 1  
194 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 17.02.2016 – 6 A 2595/14 Rn. 1 ff., 9 ff. 
195 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 17.02.2016 – 6 A 2595/14 Rn. 8 
196 Vgl. VG Köln, Beschluss vom 02.05.2019 – 19 L 308/19 Rn. 1 ff., 14  
197 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 05.09.2019 – 6 B 651/19 Rn. 1 ff. 
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enkörper mit Maschinenpistole und Sturmhaube auf dem Oberarm eines Polizeibe-

werbers. Der Dienstherr lehnte eine Einstellung bei der Kriminalpolizei mit der Be-

gründung ab, dass die erste Tätowierung gegen das Berliner Neutralitätsgesetz ver-

stoße und das zweite Tattoo obszön und gewaltverherrlichend sei.198 Das Gericht 

entschied, dass die kunstvoll dargestellte Paradiesgeschichte aufgrund fehlender 

religiöser Symbole nicht zwangsläufig einen religiösen Bezug habe und somit nicht 

gegen das Berliner Neutralitätsgesetz aus dem Jahr 2005 verstoße, welches Berli-

nern Polizeibeamten verbietet, im Dienst sichtbare weltanschauliche oder religiöse 

Symbole zu tragen.199 Das Motiv der zweiten Tätowierung auf dem Unterarm stelle 

weder eine Straftat dar, noch verstoße es gegen die FDGO und lasse nach Ansicht 

des Gerichts keine eindeutigen Rückschlüsse auf eine charakterliche Nichteignung 

zu.200 Die Richter legten ausführlich dar, dass sie in dem nackten und bewaffneten 

Frauenkörper weder Sexualisierung, Frauenverachtung oder Gewaltverherrlichung 

sehen, noch erkannten sie in der Gesamtschau eindeutige Hinweise auf eine cha-

rakterliche Nichteignung des Polizeibewerbers.201 Die zweite Instanz folgte der Ent-

scheidung des VG mit der gleichen Begründung und stellte wie bereits die erste 

Instanz klar, dass weder das Berliner Neutralitätsgesetz, noch die beamtenrechtli-

chen Bestimmungen zum Tragen von Dienstkleidung, eine gesetzliche Grundlage 

zum Verbot von Tätowierungen bei Polizeibeamten rechtfertigten.202 

Aktuell bestätigte das OVG für das Land NRW die Entscheidung des VG Gelsenkir-

chen, dass eine 22 cm mal 18 cm große realitätsgetreue Abbildung eines zähneflet-

schenden, brüllenden Löwen auf der Brust nicht auf eine gewaltverherrlichende Ein-

stellung des Polizeibewerbers schließen lasse und die Motivwahl keinen Eignungs-

mangel bezüglich des Inhaltes begründe.203  

3.4.2 Abgelehnte Motive 

Abgelehnt wurden mit Urteil vom VG Arnsberg am 27.04.2015 zwei Tätowierungen 

mit den Schriftzügen „La Familia“ und „Mi Vida Loca“ im nichtsichtbaren Bereich, 

weil diese als gewaltverherrlichend und extremistisch eingestuft wurden.204 Das Ge-

richt stellte ausführlich dar, dass „La Familia“ in Bezug zum organisierten Verbre-

chen und Drogenhandel stehe und auch von einem unbefangenen Betrachter mit 

kriminellen Vereinigungen in Verbindung gebracht werde.205 Auch der zweite 

                                                                            

198 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 26.08.2019 – 5 L 254.19 Rn. 1 ff., 11 ff. 
199 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 26.08.2019 – 5 L 254.19 Rn. 13 ff. 
200 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 26.08.2019 – 5 L 254.19 Rn. 19 ff. 
201 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 26.08.2019 – 5 L 254.19 Rn. 22 ff. 
202 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 26.09.2019 – OVG 4 S 59.19 Rn. 1 ff., 5 ff. 
203 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 12.05.2020 – 6 B 212/20 Rn. 3, 20 ff. 
204 Vgl. VG Arnsberg, Urteil vom 27.04.2015 – 2 K 172/15 Rn. 2, 15 ff. 
205 Vgl. VG Arnsberg, Urteil vom 27.04.2015 – 2 K 172/15 Rn. 45 ff. 
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Schriftzug sei als Leitspruch in der Bandenkriminalität und Rockerszene zu fin-

den.206 In der Gesamtschau stehen die beiden Schriftzüge auch bei objektiver Be-

trachtung für Kriminalität und Gewaltverherrlichung, die mit den Werten der Polizei 

und der in § 34 Abs. 3 BeamtStG festgelegten Beamtenpflicht zu achtungs- und 

vertrauenswürdigem Verhalten nicht zu vereinbaren seien.207 Der Antrag des Be-

werbers auf Zulassung der Berufung wurde mit Hinweis auf die Argumentation des 

VG vom OVG für das Land NRW abgelehnt.208 

Ein weiterer Bewerber wurde in Thüringen abgelehnt, weil seine Tätowierungen 

rechtsextreme Symbole beinhalteten, die geeignet seien, die Verfassungstreue-

pflicht in Frage zu stellen.209 Verfassungstreues Verhalten stellt im Dienst und auch 

außerhalb des Dienstes eine Grundpflicht des Beamten gemäß § 33 Abs. 1 

BeamtStG dar.210 In der Gesamtbetrachtung dokumentierte der Kläger nach Ein-

schätzung des Gerichts mit seinen Tattoos, unter anderem einer Uhr mit der bei 

Neonazis verbreiteten Zahlenkombination „18“ und einem Totenkopf, eine Nähe 

zum Nationalsozialismus.211 Eine durch Tätowierungen nonverbal gezeigte verfas-

sungsfeindliche Einstellung kann, auch wenn die Tätowierung nicht in der Öffent-

lichkeit sichtbar ist, als Pflichtverstoß gesehen werden.212 Da der Bewerber für Lauf-

bahngruppe 1, zweite Einstiegsebene damit gegen die Beamtenpflicht zur Verfas-

sungstreue verstoße, sei der Ausschluss vom Eignungsverfahren für den 

Polizeivollzugsdienst wegen charakterlicher und persönlicher Nichteignung begrün-

det. 

Der im letzten Abschnitt erwähnte Beschluss des VG Köln vom 02.05.2019 wurde 

am 05.09.2019 vom OVG für das Land NRW revidiert. Die Richter sahen die täto-

wierte Tötungsszene aus dem Film „Resident Evil“ aufgrund der besonders blutigen 

und brutalen Darstellung als geeignet an, die charakterliche Eignung in Frage zu 

stellen.213 Da eine im Einzelgespräch zur Beurteilung des Bewerbers getroffene 

Aussage, dass er sich die Tätowierung zeitnah übertätowieren lassen wolle, nicht 

eingehalten wurde und in dem Gespräch weitere Zweifel an der charakterlichen 

Eignung des Antragssteller entstanden, sah das Gericht in der Gesamtschau eine 

Ablehnung wegen charakterlicher Nichteignung als gerechtfertigt.214 

                                                                            

206 Vgl. VG Arnsberg, Urteil vom 27.04.2015 – 2 K 172/15 Rn. 60 ff. 
207 Vgl. VG Arnsberg, Urteil vom 27.04.2015 – 2 K 172/15 Rn. 30, 39, 45 ff., 70 f. 
208 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 21.07.2016 – 6 A 1239/15 Rn. 3 ff., 8 ff. 
209 Vgl. VG Meiningen, Urteil vom 21.06.2018 – 1 K 457/18 Me Rn. 28 ff., 59 ff. 
210 Vgl. Kugele; Tegethoff, 2011, S. 202 ff. 
211 Vgl. VG Meiningen, Urteil vom 21.06.2018 – 1 K 457/18 Me Rn. 57 ff. 
212 Vgl. Kathke, DöD 6/2020, S. 150 f. 
213 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 05.09.2019 – 6 B 651/19 Rn. 10 ff. 
214 Vgl. OVG für das Land NRW, Beschluss vom 05.09.2019 – 6 B 651/19 Rn. 12 ff., 15 ff. 
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3.5    Vergleich der Rechtsprechung 

Nachfolgend werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Rechtsprechung zu-

sammenfassend betrachtet und Veränderungen über die Jahre aufgezeigt. Da die 

getroffenen Aussagen in diesem Kapitel bereits mit Quellennachweisen belegt wur-

den, wird bei der Zusammenfassung auf eine wiederholte Angabe verzichtet.  

3.5.1 Gemeinsamkeiten 

In den untersuchten Urteilen und Beschlüssen stehen sich zwei Parteien mit unter-

schiedlichen Interessen gegenüber. Das Anliegen der Einstellungsbehörden besteht 

in der Einstellung der geeignetsten Bewerber. Diese sollen den Dienstherrn ange-

messen repräsentieren. Dabei ist ihnen auch ein einheitliches und neutrales Er-

scheinungsbild wichtig, welches durch Tätowierungen gefährdet werden kann. Die 

Bewerber sehen sich hingegen bei einer Ablehnung aufgrund einer Tätowierung in 

ihrem Grundrecht nach Art. 2 Abs. 1 GG sowie in ihrem grundrechtsgleichen Recht 

aus Art. 33 Abs. 2 GG verletzt. Im Gegensatz zu Dienstkleidung, Schmuck und an-

deren Accessoires sind Tätowierungen im sichtbaren Bereich nichtablegbare Kör-

permerkmale. Das Verbot zum Tragen von sichtbaren Tattoos beschränkt sich dabei 

nicht nur auf die Dienstzeit, sondern schränkt die Grundrechte der Polizeibeamten 

ebenfalls in ihrem Privatleben ein. In zwei der untersuchten Gerichtsentscheidungen 

sahen die Richter ergänzend auch eine Verletzung des Grundrechts auf körperliche 

Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 GG, da mit einem körperlichen Eingriff die Tätowie-

rung entfernt und somit einer Ablehnung entgegensteuert werden könnte. 

Obwohl zwischen den untersuchten Rechtsprechungen knapp 20 Jahre liegen, gibt 

es im Vergleich der älteren zu den aktuellen Entscheidungen kaum unterschiedliche 

Argumentationen bezüglich der Neutralität von tätowierten Polizeibeamten. Es ist 

nach wie vor nicht einheitlich geklärt, ob und in welchem Ausmaß sich Tätowierun-

gen im sichtbaren Bereich auf die Neutralitätsfunktion der Uniform auswirken. Eben-

falls unbelegt ist die tatsächliche Akzeptanz von Tätowierungen innerhalb der Be-

völkerung.  

Obgleich sich die meisten der untersuchten Beschlüsse und Urteile auf die Zulas-

sung zum Studium für eine Laufbahn in der Laufbahngruppe 2.1, ehemals gehobe-

ner Polizeivollzugsdienst, beziehen, differenziert die Rechtsprechung bezüglich des 

Amtes nicht zwischen der zweiten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 und der 

ersten Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2. Ebenfalls ist keine spezifische Unter-

scheidung der Rechtsprechung zwischen Ostdeutschland und Westdeutschland 

erkennbar. 
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Die Gerichte sind sich einig, dass sich ein Wandel in Bezug auf Tätowierungen voll-

zogen hat. Tätowierungen haben dabei alle Bevölkerungsschichten der Gesellschaft 

erreicht und stellen keinen generellen Ablehnungsgrund mehr dar, sofern sie klein 

und dezent sind. Für das Merkmal klein wurde dabei die Größe eines durchschnittli-

chen Handtellers von den Richtern aus NRW als Beurteilungsgrundlage geschaf-

fen.215 Eine gesellschaftlich akzeptierte Größe von Tattoos konnte bislang allerdings 

nicht definiert werden. Die Gerichte haben in den betrachteten Entscheidungen, 

sichtbare Tätowierungen, die unauffällig, vom Motiv her neutral und klein waren 

nicht als Einstellungshindernis gesehen. Was dabei konkret als unauffällig bzw. de-

zent gilt und ab wann diese Grenze überschritten wird, wurde hierbei nicht näher 

definiert.216 Anhaltspunkte dafür können allerdings die untersuchten gerichtlichen 

Entscheidungen zu den einzelnen Motiven und Inhalten liefern.  

Einigkeit besteht dahingehend, dass der Inhalt von Motiven Rückschlüsse auf die 

charakterliche Eignung geben und nach individueller Prüfung einer Karriere bei der 

Polizei entgegenstehen kann. Nachgewiesen gewaltverherrlichende, menschenver-

achtende, sexistische und extremistische Tattoo-Motive führen dabei in der Regel 

zur Ablehnung aufgrund von charakterlicher Nichteignung.  

Es gehört zu einer Beamtengrundpflicht, sich im Dienst und auch außerhalb der 

Dienstzeit dem Amt angemessen achtungs- und vertrauenswürdig zu verhalten. 

Unangebrachte Tätowierungen im sichtbaren Bereich könnten dabei einer Einstel-

lung entgegenstehen, weil möglicherweise gegen diese Pflicht verstoßen werden 

würde. Im nichtsichtbaren Bereich gelten Tattoos, die weder strafrechtrechtlich be-

denklich noch verfassungsfeindlich sind, nicht als Ausschlusskriterium für den Poli-

zeivollzugsdienst.  

3.5.2 Unterschiede 

Bisher konnte weder bei der Einstellung von Polizeibewerbern durch die oberste 

Dienstbehörde noch bei der Überprüfung dieser durch die Gerichte ein einheitliches 

Prüfschema zur Beurteilung von Tätowierungen entwickelt werden. Die Einstel-

lungsbehörden orientierten sich dabei zwar an Inhalt, tätowierter Körperstelle, Grö-

ße sowie Auffälligkeit. Eine schematische Regelung, welche Tätowierungen zulässig 

seien und welche nicht, ergibt sich daraus jedoch nicht. Begründet werden kann 

dies mit den unterschiedlichen Vorgaben bezüglich Tätowierungen bei Polizeibe-

werbern in den jeweiligen Bundesländern.  

                                                                            

215 Vgl. Schmidt, 2017, S. 234 ff., 280 
216 Vgl. Schmidt, 2017, S. 213 ff. 
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Auch in den Gerichtsentscheidungen ist keine übereinstimmende Prüfung anhand 

eines Schemas erkennbar. Die Gerichte beurteilten unter anderem die gesetzliche 

Ermächtigung zum Eingriff in die Grundrechte sowie die Frage, ob eine Einschrän-

kung der äußeren Erscheinung von Beamten geeignet ist, um das Ziel eines neutra-

len Erscheinungsbildes der Polizei zu erreichen. Dabei spielten die Akzeptanz und 

die Wirkung von Tätowierungen in der heutigen Gesellschaft eine große Rolle. Eine 

Überprüfung von Erforderlichkeit und Angemessenheit solcher Beschränkungen 

wurde dabei nur von einem Teil der Gerichte durchgeführt. Die Intensität und die 

Tiefe dieser Untersuchung waren dabei von Gericht zu Gericht sehr unterschiedlich. 

Eine komplexe und vollständige Verhältnismäßigkeitsprüfung, welche legitimen 

Zweck, Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit beinhaltet, gelang dabei 

wenigen Gerichten. 

Das geschützte Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit 

Art. 1 Abs. 1 GG teilt sich in das Recht der allgemeinen Handlungsfreiheit und das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht.217 Eine Zuordnung des äußeren Erscheinungsbil-

des wurde im Rahmen der untersuchten Rechtsprechung zu Tätowierungen und 

Haartracht nicht einheitlich vorgenommen. Daher unterscheiden sich die Begrün-

dungen in Bezugnahme auf das Persönlichkeitsrecht, die freie Entfaltung der Per-

sönlichkeit, das allgemeine Persönlichkeitsrecht oder in Bezugnahme auf 

Art. 2 Abs. 1 GG.218 Die Mehrheit der Gerichte beruft sich dabei ohne nähere Erläu-

terungen jedoch auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Die Notwendigkeit einer 

korrekten Zuordnung würde erst bei einer Verfassungsbeschwerde vor dem Bun-

desverfassungsgericht bestehen, da die allgemeine Handlungsfreiheit als Auffang-

grundrecht im Vergleich zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht weniger Schutzwür-

digkeit genießt. 

Als weiterer Unterschied kann der Standpunkt der Gerichte zur Akzeptanz von groß-

flächigen und sichtbaren Tätowierungen in der Bevölkerung angeführt werden. Zu 

diesem gingen die Meinungen besonders in den Jahren 2014 bis 2017 weit ausei-

nander. Einige Gerichte sahen die Tatsache, dass großflächige Tätowierungen an 

Beliebtheit gewannen und sich zunehmend verbreiteten als Indiz dafür, dass damit 

auch ein gesellschaftlicher Wandel der Akzeptanz einherging. Andere Gerichte lehn-

ten diese Argumentation ab. Hauptproblem ist dabei bis heute, dass es keine aktuel-

len und repräsentativen Studien oder breite öffentliche Debatten zu diesem Thema 

gibt, die eine Tendenz aufzeigen würden und somit als Entscheidungsgrundlage für 

die Gerichte oder den Gesetzgeber dienen könnten. Zwar existieren bereits einzelne 

                                                                            

217 Vgl. Kingreen; Poscher, 2019, S. 119 ff. 
218 Vgl. Schmidt, 2017, S. 147 ff., 274 f. 
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Forschungen auf diesem Gebiet, jedoch konnten bisher keine für den gesamten 

Polizeivollzugsdienst in Deutschland allgemeingültig anwendbaren Ergebnisse her-

vorgebracht werden.219 Für eine Entscheidung des Gesetzgebers wäre es essenziell 

zu wissen, ob in der heutigen Gesellschaft sichtbare Tätowierungen die Neutralität 

und Akzeptanz von Polizeibeamten beeinträchtigen.220 

Die Rechtsprechung ist sich außerdem uneinig, ob lange Hemden, hautfarbene 

Bandagen oder Abdeckcremes mildere Mittel sind. Während einige Gerichte lange 

Uniformen, welche sichtbare Tattoos verdecken, als Alternative zu einem strikten 

Tätowierungsverbot sehen, führen andere Gerichte aus, dass dies in der prakti-

schen Umsetzung schwierig sei und lehnen die Abdeckung als milderes Mittel ab. 

Die Argumente zu gesundheitlichen Bedenken oder zum erhöhten Kontrollbedarf 

und dem damit verbundenen Verwaltungsaufwand sind dabei nur wenig überzeu-

gend, da die Verdeckung der Tätowierung als milderes Mittel bei aktiven Beamten 

eingesetzt wird und dies gängige Verwaltungspraxis geworden ist.221 Bisher ist kein 

Fall bekannt, bei dem ein Polizeibeamter nur aufgrund einer inhaltlich unbedenkli-

chen Tätowierung entlassen oder ein Beamter zur Entfernung des Tattoos genötigt 

wurde.222 Die Ungleichbehandlung zwischen Polizeibewerbern und eingestellten 

Polizisten begründen die Dienstherrn mit ihrer Freiheit, sich die geeignetsten Kandi-

daten heraussuchen zu können und Festlegungen, welche Anforderungen ein Be-

werber bezüglich der äußeren Erscheinung erfüllen muss, selbst treffen dürfen. 

Während die Entlassung von tätowierten Beamten kein milderes Mittel im Vergleich 

zur Abdeckung der Tätowierung ist, stellt sich die Frage nach milderen Mitteln bei 

der generellen Ablehnung von Bewerbern aufgrund eines sichtbaren Tattoos nicht. 

Bis Mitte 2018 war Sachsen-Anhalt das einzige Bundesland, bei welchem eine ge-

setzliche Grundlage für den Erlass von Bestimmungen zum Tragen von Dienstklei-

dung fehlte.223 Damit ermangelte es bereits vor dem BVerwG-Urteil vom November 

2017 einer gesetzlichen Ermächtigung, um das äußere Erscheinungsbild von Poli-

zeibeamten zu reglementieren.  

3.5.3 Veränderungen 

Die liberale Rechtsprechung aus Frankfurt im Jahr 2002 zeigt, dass bereits zu die-

ser Zeit nicht nur Seefahrer, Gangmitglieder, Prostituierte und Kriminelle tätowiert 

waren. Kleine, dezente Tätowierungen im sichtbaren Bereich oder auch großflächi-

                                                                            

219 Vgl. Schäfer, DP Februar 2020, S. 6 ff. 
220 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 18 f. 
221 Vgl. Schmidt, 2017, S. 225 ff., 280 
222 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 196 
223 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 17 
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ge nichtsichtbare Tätowierungen fanden den Weg in alle Bevölkerungsschichten 

und somit auch in den Polizeivollzugsdienst. Obwohl keine repräsentativen Studien 

zur allgemeinen Akzeptanz vorliegen, ist davon auszugehen, dass eine allgemeine 

Akzeptanzsteigerung bezüglich Tattoos seit der Jahrtausendwende stattgefunden 

hat. Inwiefern sich dies auch auf auffällige und großflächige Tätowierungen bezieht, 

ist dabei schwer zu sagen. In der heutigen Zeit sind großflächige und sichtbare Tä-

towierungen auf der Haut in allen Lebensbereichen zu finden, sei es bei Pflegeper-

sonal in Krankhäusern bzw. Pflegeeinrichtungen, Arzthelfern in Arztpraxen, Sicher-

heitsleuten auf Veranstaltungen oder bei Kassierern im Handel. Sichtbare Tätowie-

rungen, deren Motive inhaltlich unbedenklich sind, stellen dabei in immer weniger 

Jobbranchen ein Hindernis dar und sind immer häufiger im Alltag verbreitet.224  

Dennoch ist dabei der Größenaspekt einer Tätowierung nicht unerheblich. Das von 

der Rechtsprechung geschaffene Größenkriterium „handtellergroß“ zur Beurteilung 

von kleinen Tätowierungen hat dabei einen gewissen Beurteilungsspielraum. Au-

ßerdem wird dabei die Größe nicht in Relation zur betroffenen Körperstelle ge-

setzt.225 Eine handtellergroße Tätowierung am Hals oder im Gesicht wäre dabei 

wesentlich auffälliger als eine nur leicht größere auf der Innenseite des Armes. Auch 

wenn eine Tätowierung im Gesicht oder an der Hand mehrheitlich als absoluter Eig-

nungsmangel eingestuft wird, da diese nicht praktikabel verdeckt werden kann, zeigt 

das Urteil aus Halle, dass eine Tätowierung am Hals kein Einstellungshindernis sein 

muss.226 Eine einheitliche Regelung gibt es jedenfalls nicht, weswegen jedes Bun-

desland im Laufe der Jahre, gestützt auf die Bestimmungen zur Dienstkleidung, 

unterschiedliche Richtlinien zum äußeren Erscheinungsbild von Polizeibeamten und 

zur Einstellung von Polizeibewerbern mit Körperschmuck, wie Tätowierungen, er-

lassen hat. Seit der Entscheidung des BVerwG von 2017 fehlt es in den Ländern an 

einer gesetzlichen Grundlage. In Sachsen-Anhalt wurde im Juni 2018 das Landes-

beamtengesetz dahingehend geändert, das Fachministerien ermächtigt wurden, 

nähere Bestimmungen zu Dienstkleidung und der äußeren Erscheinung von Beam-

ten treffen zu können. Auch Bayern erließ fast zeitgleich eine Änderung des Lan-

desbeamtengesetzes.227 Der neu eingeführte Art. 75 Abs. 2 BayBG erlaubt der 

obersten Dienstbehörde zusätzlich zur Dienstkleidung, auch Bestimmungen über 

das äußere Erscheinungsbild zu treffen. Darunter zählen unter anderem während 

der Dienstzeit nicht sofort ablegbare Erscheinungsmerkmale. Die Ableitung eines 

konkreten Tätowierungsverbots ist daraus allerdings nicht zweifelsfrei möglich. 

                                                                            

224 Vgl. https://www.wz.de/panorama/grosse-taetowierungen-liegen-im-trend_aid-25820695 
225 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 195 
226 Vgl. Schmidt, 2017, S. 247 f., 280 
227 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1529 f. 
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3.5.4 Lockerungen in den Bundesländern 

Dennoch sind Lockerungen in Bezug auf Tätowierungen erkennbar. Seit Ende 2017 

in Baden-Württemberg und seit Anfang 2018 in Berlin sind dezente Tätowierungen 

im sichtbaren Bereich, wie auf den Armen, kein Einstellungshindernis mehr für den 

Polizeivollzugsdienst.228 Eine Vorgabe, was als dezent gilt, fehlt allerdings und wird 

im Zweifel von einer polizeiinternen Kommission beurteilt. Die Länder änderten ihre 

Verwaltungspraxis und lockerten dazu nachträglich die jeweilig geltende 

PDV 350.229 Tätowierungen am Hals, Kopf oder auf der Hand stellen dabei weiterhin 

ein Ausschlusskriterium dar.230 Weitere Bundesländer folgten und lockerten auf-

grund des steigenden Personalmangels ihre Vorschriften zum äußeren Erschei-

nungsbild von Polizeibewerbern und Polizeibeamten ebenfalls mit der Begründung, 

dass Tattoos gesellschaftlich akzeptiert seien und Tätowierte kaum noch mit Ableh-

nung rechnen müssten.231 Auch auf der Webseite der Bundespolizei ist unter dem 

Punkt Einstellungsvoraussetzungen aufgeführt, dass Tattoos im sichtbaren Bereich 

erlaubt sind, solange diese dezent und geeignet abgedeckt werden können und die 

Motive nicht politisch radikal, menschenverachtend, sexistisch oder gewaltverherrli-

chend sind.232 Bei einem Vergleich heutiger Vorschriften zu Tätowierungen bei Ein-

stellung in den Polizeivollzugsdienst mit fünf Jahre alten Vorschriften diesbezüglich, 

ist in nahezu allen Bundesländern ein liberalerer Umgang mit Tätowierungen zu 

erkennen. Der im Dezember 2020 bereits verabschiedete Gesetzesentwurf im 

Rahmen einer Beamtenrechtsreform soll das Tragen von sichtbaren Tätowierungen 

für Beamte bundeseinheitlich regeln.233 Es bleibt abzuwarten, ob sich diese Rege-

lung, welche auch für Bewerber gelten würde, an die aktuelle Lockerung anknüpft, 

oder ob sichtbare Tätowierungen im Dienst prinzipiell unerwünscht sind bzw. sogar 

verboten werden. 

                                                                            

228 Vgl. Marburger, RiA 1/2020, S. 6 f. 
229 Vgl. VG Berlin, Beschluss vom 23.07.2018 – 5 L 248.18 Rn. 20 
230 Vgl. Heid, 2020, S. 102 f. 
231 Vgl. Marburger, RiA 1/2020, S. 6 f. 
232 Vgl. https://www.komm-zur-bundespolizei.de/faq 
233 Vgl. https://www.n-tv.de/politik/Vorgaben-fuer-Tattoos-bei-Beamten-verschaerft-article2239796.html 
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4 Rechtsprechung bei eingestellten Polizeibeamten 

Im Gegensatz zur Einstellung von Polizeibewerbern, existiert bei eingestellten Poli-

zeibeamten kaum Rechtsprechung in Bezug auf Tätowierungen. Ein Grund dafür ist 

die Kompromissbereitschaft des Dienstherrn, mildere Mittel wie die Verdeckung der 

Tätowierung bei aktiven Beamten zu akzeptieren. Weiterhin fehlt in allen Bundes-

ländern, außer Sachsen-Anhalt und Bayern eine ab 2017 vom BVerfG geforderte 

gesetzliche Grundlage zur Regelung der äußeren Erscheinung von Beamten. 

4.1   Beispielverfahren in Bayern 

Bayern nimmt bezüglich Tätowierungen bei Polizeibeamten eine Sonderrolle ein. 

Bereits seit Februar 2002 ist in der VwV „Erscheinungsbild der Bayerischen Polizei“ 

geregelt, dass Tätowierungen, mit Ausnahme von Dienstsport, im Dienst nicht sicht-

bar sein dürfen.234 Als eines der ersten Bundesländer reagierte Bayern auf das 

BVerwG Urteil vom 17.11.2017 mit der Neufassung von Art. 75 BayBG und führte 

Art. 75 Abs. 2 BayBG ein.235 Nach dieser ist die oberste Dienstbehörde ermächtigt, 

nähere Bestimmungen über das äußere Erscheinungsbild von Beamten im Dienst 

zu treffen, soweit das Amt dies erfordert. Dieser Abschnitt beleuchtet den Fall eines 

bayerischen Polizeioberkommissars, welcher im Oktober 2013 bei seinem Dienst-

herrn eine Genehmigung zu einer Unterarmtätowierung im sichtbaren Bereich bean-

tragt hatte. Auf den gerichtlichen Verfahrensgang nach Ablehnung des Antrages 

und des Widerspruchs wird im Folgenden näher eingegangen. 

4.1.1 Urteil des Verwaltungsgerichts Ansbach  

Als Andenken an seine Hochzeitsreise nach Hawaii plante ein Polizist der Lauf-

bahngruppe 2.1 sich den Schriftzug „aloha“ in der Größe von 15 cm mal 6 cm auf 

den Unterarm zu tätowieren. Der Dienstherr lehnte den Antrag und den darauffol-

genden Widerspruch des Klägers mit einem Verweis auf die VwV „Erscheinungsbild 

der Bayerischen Polizei“ vom 07.02.2000 ab.236 Das VG Ansbach hatte die Ableh-

nung des Antrages rechtlich nicht zu beanstanden und sah in Art. 75 BayBG eine 

gesetzliche Grundlage, welche durch die VwV aus dem Jahr 2000 konkretisiert wur-

de.237 Das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG könne durch ein Gesetz eingeschränkt 

werden, wenn dies verhältnismäßig sei.238 Das VG hielt Tätowierungen für geeignet, 

die Neutralitätsfunktion der Uniform zu beeinträchtigen und argumentierte mit der 

                                                                            

234 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 16, 33, 59 
235 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1529 f. 
236 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 2 ff., 14 ff. 
237 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 57 ff., 65 ff. 
238 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 63 ff. 
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bisherigen Rechtsprechung.239 Weiterhin sah das Gericht in der verbalen Botschaft 

„aloha“, übersetzt mit Liebe, Freundlichkeit und Sympathie, eine Gefährdung der 

Neutralität von Polizeibeamten und eine Akzeptanzminderung bei polizeilichen 

Maßnahmen.240 Auf das Tragen von langärmliger Dienstkleidung, welche der Frei-

staat Bayern mit Verweis auf erheblichen Verwaltungsaufwand und Entscheidungs-

freiheit des Dienstherrn ablehnte, ging das VG in seinen Entscheidungsgründen 

nicht ein.241  

4.1.2 Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 

Mit dem am 18.05.2018 neugefassten Art. 75 des BayBG sah der Bayerische VGH 

eine hinreichend bestimmte gesetzliche Grundlage zur Reglementierung von Täto-

wierungen bei bayerischen Polizeivollzugsbeamten und wies die Berufung des Klä-

gers mit Urteil vom 14.11.2018 zurück.242 Die oberste Dienstbehörde sei nach Mei-

nung der Richter vom Gesetzgeber mit Art. 75 Abs. 2 BayBG berechtigt, Tätowie-

rungen als unzulässig zu erachten.243 Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 

gesetzliche Grundlage sah der Bayerische VGH nicht. Die gesetzgeberische Ent-

scheidung sei mit dem Allensbacher Kurzbericht von 2014 als Ausgangspunkt sowie 

einer Projektarbeit aus dem Jahr 2010, welche Tätowierungen als Neutralitätsge-

fährdung und Ansehensminderung sahen, auf nachvollziehbare und plausible Grün-

de gestützt.244 Ein von der Klägerseite gefordertes Sachverständigengutachten oder 

eine Meinungsumfrage zur Wirkung von Tätowierungen auf die bayerische Bevölke-

rung lehnte das Gericht mangels Entscheidungserheblichkeit ab.245 Weiterhin er-

kannte der VGH in Art. 75 Abs. 2 BayBG eine parlamentarische Leitentscheidung 

und hatte keine Bedenken, dass die oberste Dienstbehörde vom Gesetzgeber er-

mächtigt wurde, Vorgaben über das äußere Erscheinungsbild von Beamten im 

Dienst  mittels Verwaltungsvorschrift selbst zu bestimmen.246 Das BVerwG ließ im 

Anschluss an das Urteil eine Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der 

Rechtssache zu.247 

                                                                            

239 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 67 f. 
240 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 69 
241 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 46 
242 Vgl. Bayerischer VGH, Urteil vom 14.11.2018 – 3 BV 16.2072 Rn. 12 ff., 16 ff. 
243 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 18 
244 Vgl. Bayerischer VGH, Urteil vom 14.11.2018 – 3 BV 16.2072 Rn. 20 ff. 
245 Vgl. Bayerischer VGH, Urteil vom 14.11.2018 – 3 BV 16.2072 Rn. 24 
246 Vgl. Marburger, RiA 1/2020, S. 6 
247 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.07.2019 – 2 B 10/19 Rn. 1 f. 
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4.1.3 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.05.2020 

Mit Urteil vom 14.05.2020 wies das BVerwG die Revision des Klägers zurück.248 

Das BVerwG sah den Freistaat Bayern befugt, Regelungen in Art. 75 Abs. 2 BayBG 

zu treffen, hielt diese Vorschrift für hinreichend bestimmt und sah die Anforderungen 

an Verfassungsmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit als erfüllt an.249 Die Befugnis, 

Regelungen über das äußere Erscheinungsbild von Beamten zu treffen, ergibt sich 

aus Art. 70 Abs. 1 GG. Da der Bund keinen Gebrauch von der konkurrierenden Ge-

setzgebungskompetenz gemacht hat, sei der Freistaat Bayern zur Gesetzgebung 

befugt.250 Die Tatbestandsmerkmale „sichtbar“ und „nicht sofort ablegbare“ Erschei-

nungsmerkmale, zu denen auch Tätowierungen gehören, seien nach Ansicht des 

Gerichts hinreichend bestimmt. Sichtbar sei dabei nur, was beim Tragen der Som-

meruniform mit bloßem Auge erkennbar sei. Dies schließe „Mini-Tattoos“ und kleine 

dezente Tätowierungen aus, zu denen die begehrte 15 cm mal 6 cm große Tätowie-

rung allerdings nicht zähle. Das Gericht leitete aus Art. 75 Abs. 2 Satz 2 BayBG als 

Rechtsfolge ab, dass sichtbare Tätowierungen für Polizeivollzugsbeamte vom Ge-

setzeswortlaut grundsätzlich untersagt seien und der bayerische Gesetzgeber somit 

ein generelles Tätowierungsverbot erlassen habe.251 Eine Bestätigung der parla-

mentarischen Leitentscheidung sah das BVerwG in der neugefassten VwV „Er-

scheinungsbild der Bayerischen Polizei“ vom 29.04.2020, die in Ziffer 4 sichtbare 

Tätowierungen im Dienst verbietet und in Ziffer 7 Ausnahmen nur in begründeten 

Einzelfällen zulässt.252 Das BVerwG verwies beim Eingriff in das allgemeine Persön-

lichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 GG und die Rechtfertigung des Eingriffs durch Ge-

setz auf die Rechtsprechung des BVerwG aus dem Jahr 2006.253 

Nach Auffassung des Gerichts erachte der bayerische Landesgesetzgeber sichtbare 

Tätowierungen als geeignet, die Neutralität der Uniform zu beeinträchtigen. Diese 

Entscheidung stütze der Gesetzgeber in eigener Verantwortung auf verschiedene 

Studien, richterliche Entscheidungen und Literaturstellen.254 Das BVerwG sah eine 

Beschränkung der äußeren Erscheinung von uniformierten Polizeivollzugsbeamten 

durch Art. 75 Abs. 2 Satz 1 BayBG als verhältnismäßig an, da diese geeignet und 

erforderlich sei, das Ziel eines einheitlichen und neutralen Erscheinungsbildes der 

Polizei zu fördern und dem Beamten zuzumuten sei.255 Der Senat gelangte daher zu 

                                                                            

248 Vgl. von der Weiden, jurisPR-BVerwG 21/2020 Anm. 3, S. 1 ff. 
249 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 9 
250 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 10 
251 Vgl. von der Weiden, jurisPR-BVerwG 21/2020 Anm. 3, S. 5 f. 
252 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 22 
253 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 24 f. 
254 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 28 
255 Vgl. von der Weiden, jurisPR-BVerwG 21/2020 Anm. 3, S. 5 f. 
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der Überzeugung, dass ein Tätowierungsverbot von Kopf, Hals, Händen und Unter-

armen für bayerische Polizisten nicht deren Grundrechte aus Art. 2 Abs. 1 GG ver-

letze.256 

4.1.4 Kritik an den Urteilen 

Im Vergleich zu der Rechtsprechung bei der Einstellung in den Polizeivollzugsdienst 

wird die Verhältnismäßigkeit bei allen drei Urteilen kaum geprüft. Wie im dritten Ka-

pitel beschrieben, sind die Gerichte stärker auf die Erforderlichkeit und Angemes-

senheit von Tätowierungsverboten eingegangen als die Richter im bayerischen Bei-

spielverfahren. Der Kläger führte an, dass ein über 15 Jahre alter Erlass unter Be-

rücksichtigung der zunehmenden Tätowierungen in der Bevölkerung und 

gewandelten Einstellung diesbezüglich nicht ungeprüft ein vollständiges Tätowie-

rungsverbot im sichtbaren Bereich rechtfertigen könne.257 Das VG Arnsberg wies 

den Einwand zurück und sah die gesetzliche Grundlage als gegeben an. Die Geeig-

netheit bejaht das VG ohne nähere Prüfung und wies darauf hin, dass Eignung und 

Erforderlichkeit vom Gericht nur beschränkt nachprüfbar seien.258 Auf mildere Mittel, 

welche bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung im Rahmen der Erforderlichkeit be-

trachtet werden müssten, ging das VG in den Entscheidungsgründen nicht ein. 

Nach Einführung von Art. 75 Abs. 2 BayBG sah der Bayerische VGH die gesetzliche 

Grundlage konkretisiert und hielt den Gesetzestext für hinreichend bestimmt, da 

nach Auffassung des Gerichts erkennbar sei, was gegenüber dem Polizeibeamten 

zulässig ist.259 Wenngleich diese Aussage für die Tatbestandsmerkmale zutreffend 

ist, so ist fraglich, ob dies auch für die Rechtsfolge gilt. Das vom Gericht aus dem 

Gesetzestext interpretierte Tätowierungsverbot ist aus Art. 75 BayBG nicht eindeutig 

herauszulesen. Weiterhin wird mit der Vorschrift jegliche Ausgestaltung von Be-

schränkungen auf die oberste Dienstbehörde als Exekutive ohne konkrete Vorgaben 

des Gesetzgebers als Legislative delegiert.260 Damit verstößt Art. 75 Abs. 2 BayBG 

gegen die Wesentlichkeitstheorie, nach der bereits im Gesetz der gesetzgeberische 

Wille und die Zulässigkeit gegenüber dem Bürger erkennbar sein müssen.261 Zwar 

prüfte das VG sehr ausführlich das Zustandekommen und die Rechtmäßigkeit der 

gesetzlichen Grundlage, ging jedoch in den weiteren Ausführungen weder auf die 

Geeignetheit noch auf die Erforderlichkeit ein. Somit erfolgte auch in der zweiten 

Instanz keine vollständige Verhältnismäßigkeitsprüfung durch das Gericht. 

                                                                            

256 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 23 ff., 32 
257 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 20, 32 ff. 
258 Vgl. VG Ansbach, Urteil vom 25.08.2016 – AN 1 K 15.01449 Rn. 67 f. 
259 Vgl. Bayerischer VGH, Urteil vom 14.11.2018 – 3 BV 16.2072 Rn. 17 
260 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 18 
261 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1530 
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Das BVerwG erklärte selbst, dass Beschränkungen, die in die Grundrechte eingrei-

fen, durch Gesetz zu regeln seien und aus einer parlamentarischen Leitentschei-

dung erkennbar sein müsse, was gegenüber den Polizeibeamten zulässig sein 

soll.262 Wie bereits festgestellt, überträgt der bayerische Gesetzgeber diese Aufgabe 

an die Verwaltung. Auch das BVerwG entnahm aus Art. 75 Abs. 2 BayBG ein durch 

den Gesetzgeber festgelegtes Verbot von sichtbaren Tätowierungen für Polizeibe-

amte.263 Allerdings ist weder eine Gestattung noch ein Verbot von sichtbaren Täto-

wierungen bei Polizeibeamten aus dem reinen Gesetzestext oder der Gesetzesbe-

gründung herauszulesen.264 In der Gesetzesbegründung wurde zwar sehr tätowie-

rungskritisch argumentiert, dass Tätowierungen im sichtbaren Bereich die 

Neutralitätsfunktion der Uniform beeinträchtigen würden und ein gesellschaftlicher 

Wandel bezüglich Tattoos nicht gesehen werden könne.265 Allerdings wird in der 

Gesetzesbegründung nicht explizit ein Tätowierungsverbot, sondern eine gesetzge-

berische Billigung bezüglich einer Festlegung zum äußeren Erscheinungsbild von 

Beamten durch die Verwaltung benannt.266 Während in Art. 75 Abs. 1 BayBG aus-

drücklich von einem Verhüllungsverbot für Beamte im Dienst gesprochen wird, über-

lässt der Gesetzgeber hier die Ausgestaltung vollständig der obersten Dienstbehör-

de. Ein tatsächliches Tätowierungsverbot im sichtbaren Bereich wird erst in der 

Verwaltungsvorschrift vom 29.04.2020 erwähnt, welche das äußere Erscheinungs-

bild von bayerischen Polizeibeamten regelt. Ob diese VwV als Konkretisierung der 

Vorgaben im Landesbeamtengesetz und Art. 75 Abs. 2 BayBG tatsächlich als ge-

setzliche Ermächtigung ausreichen, ist aufgrund der Missachtung von Parlaments-

vorbehalt und Wesentlichkeitstheorie strittig. Weiterhin trifft der Gesetzgeber keine 

Aussagen zu Ausnahmen und überlässt diese Entscheidung ebenfalls der Verwal-

tungspraxis. Bereits eingestellte und tätowierte Polizeibeamte könnten somit von der 

obersten Dienstbehörde zur Entfernung von sichtbaren Tätowierungen aufgefordert 

werden, womit das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 GG 

verletzt wäre.267  

Eine Voraussetzung für eine Klage beim Bundesverfassungsgericht ist die Rechts-

wegerschöpfung.268 Da der Kläger in allen drei Instanzen gescheitert ist, wäre eine 

Klage vor dem BVerfG möglich. Ob der Polizeibeamte diesen Weg geht und ob sich 

das BVerfG der bisherigen Argumentation anschließen oder eine unverhältnismäßi-

ge Grundrechtsverletzung erkennen würde, bleibt abzuwarten. 
                                                                            

262 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 11 
263 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.05.2020 – 2 C 13/19 Rn. 20 f. 
264 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1530 
265 Vgl. Bayerischer Landtag, Drucksache 17/21474, S. 1 f. 
266 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1530 
267 Vgl. Krebs, NVwZ 20/2020, S. 1530 
268 Vgl. Schwabe, 2020, S. 416 ff. 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die drei Urteile aus Bayern in mehre-

ren Punkten angreifbar sind. Zum einen ist fraglich, ob Art. 75 BayBG und die dazu-

gehörige Verwaltungsvorschrift als gesetzliche Grundlage qualifiziert sind, um ein 

Grundrecht einzuschränken. Zum anderen wäre zu belegen, dass sichtbare Täto-

wierungen in der heutigen Zeit weiterhin die Neutralität beeinträchtigen und ein Ver-

bot somit geeignet ist, um das Ziel eines neutralen Erscheinungsbildes der Polizei 

zu verwirklichen. Weiterhin könnte die intensivere Prüfung von milderen Mitteln ein 

generelles Tätowierungsverbot aufheben, da der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 

besagt, dass ein Grundrechtseingriff nicht nur geeignet, sondern auch erforderlich 

und angemessen sein muss. 

4.2    Entlassung aufgrund einer Tätowierung 

Während eine Entlassung von Beamten auf Widerruf mit sachlichem Grund gemäß 

§ 23 Abs. 4 BeamtStG jederzeit möglich ist, sind die Anforderungen an eine Entlas-

sung von Beamten auf Probe und auf Lebenszeit wesentlich höher. Die Entfernung 

aus dem Beamtenverhältnis ist die schwerwiegendste Disziplinarmaßnahme gegen 

einen aktiven Beamten.269 Anders als bei der Einstellung von Beamten, bei der eine 

Tätowierung Rückschlüsse auf die charakterliche Nichteignung eines Bewerbers 

zulässt, muss bei einer Entlassung von Beamten auf Probe und vor allem bei Beam-

ten auf Lebenszeit eine gravierende Pflichtverletzung nachgewiesen werden.270 Als 

weitere Entlassungsmöglichkeit von Beamten auf Probe mit grenzwertigen Tattoo-

Motiven kann die Feststellung der Nichtbewährung in der Probezeit aufgrund von 

fehlender charakterlicher oder persönlicher Eignung angeführt werden. Obwohl kei-

ne Fälle bekannt sind, in denen Beamte allein wegen einer verfassungskonformen 

Tätowierung rechtmäßig entlassen wurden, sind bei der Gesamtbetrachtung von 

Entlassungen auch diese geprüft und in Gerichtsentscheidungen mit einbezogen 

worden. In diesem Abschnitt werden dazu zwei Fälle näher untersucht. 

4.2.1 Entlassung von Beamten auf Probe 

Beamte auf Probe müssen zunächst eine Probezeit absolvieren, um die Bewährung 

für ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit nachzuweisen.271 Gemäß § 23 Abs. 3 

BeamtStG können Beamte auf Probe entlassen werden, wenn sie sich in der Pro-

bezeit nicht bewährt haben oder Handlungen begehen, die bei Beamten auf Le-

benszeit mindestens zu einer Kürzung der Dienstbezüge führen würden.272  

                                                                            

269 Vgl. Leppek, 2019, S. 111 
270 Vgl. von der Weiden, jurisPR-BVerwG 10/2018 Anm. 1, S. 6 
271 Vgl. Leppek, 2019, S. 53 
272 Vgl. Heid, 2020, S. 68 ff. 
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Zum Nachweis solcher Handlungen muss nach § 17 BDG zwingend ein Disziplinar-

verfahren eröffnet werden. Am 15.02.2007 wurde ein solches Verfahren gegen ei-

nen Beamten der Bundespolizei eröffnet. Dieser hatte sich nach der Verbeamtung 

auf Probe einen Wehrmachtssoldaten in Uniform, einen sogenannten „Landser“ auf 

den Rücken tätowieren lassen. Daraufhin wurde er im Januar 2008 von seinem 

Dienstherrn, mit dem Vorwurf sich mit dem Nationalsozialismus zu identifizieren und 

somit gegen die Pflicht zu achtungs- und vertrauensgerechtem Verhalten verstoßen 

zu haben, fristlos aus dem Beamtenverhältnis entlassen.273 Schuldhafte Verstöße 

des Beamten gegen die Beamtenpflichten stellen ein Dienstvergehen dar, welches 

disziplinarrechtliche Folgen haben kann.274 Für die Disziplinargerichtsbarkeit sind 

die Verwaltungsgerichte und nachfolgende Instanzen zuständig.275 Der Widerspruch 

des Beamten gegen die sofortige Vollziehung der Verfügung wurde vom VG Frank-

furt (Oder) im August 2008 abgelehnt.276 In der zweiten Instanz wurde dieser Be-

schluss vom OVG Berlin-Brandenburg geändert und die aufschiebende Wirkung des 

Widerspruchs wiederhergestellt. Nach Ansicht des Gerichts sei eine Tätowierung im 

nichtsichtbaren Bereich kein Dienstvergehen, solange kein achtungs- und vertrau-

ensunwürdiger Gesamteindruck entstehe.277 Ein uniformierter Wehrmachtssoldat als 

Tätowierung lasse eine Verherrlichung von Soldatentum und Krieg vermuten.278 

Zwar handle es sich bei der Tätowierung nicht um ein verfassungsfeindliches oder 

verbotenes Symbol, allerdings lasse nach Ansicht des VG Frankfurt (Oder) die prah-

lerische Zurschaustellung der Landsertätowierung während einer Polizeifeier auf 

rechtsextremes Gedankengut schließen.279 In einer Stellungnahme äußerte das 

Bundesinnenministerium, dass ein abgebildeter Wehrmachtssoldat kein als rechts-

extrem eingestuftes Kennzeichen sei und so urteilte das OVG, dass eine rechtsext-

remistische Gesinnung nicht eindeutig nachweisbar sei.280 Die Entlassungsverfü-

gung stützte sich nicht auf eine vermeintliche rechtsextreme Gesinnung, sondern 

darauf, dass die Tätowierung bei einem unbefangenen Dritten den bösen Schein 

erwecke, dass der Beamte die Wehrmacht glorifiziere und sich mit dem Nationalso-

zialismus identifiziere.281 Davon könne nach Ansicht des OVG nicht mit erforderli-

cher Sicherheit ausgegangen werden. Ferner muss eine Tätowierung sichtbar sein, 

um bei einem neutralen Dritten einen bösartigen Schein hervorzurufen.282 Bei einer 

                                                                            

273 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 1 f. 
274 Vgl. Leppek, 2019, S. 130 
275 Vgl. Müller, 2010, S. 189 
276 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 3 
277 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 7 
278 Vgl. Michaelis, JA 05/2015, S. 372 
279 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 3 
280 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 8 
281 Vgl. Elbel, ZBR 6/2020, S. 193 
282 Vgl. Schmidt, 2017, S. 254 f. 
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Tätowierung auf dem Rücken ist dies beim Tragen einer Uniform im Dienst selten 

der Fall. Da zudem kein verwerfliches Verhalten oder rechtsextreme Äußerungen 

des Antragsstellers bekannt waren und sich dieser von nationalsozialistischem Ge-

dankengut distanzierte, konnte das Gericht keine Pflichtverletzung nachweisen, die 

bei einem Beamten auf Lebenszeit zu einer Kürzung der Dienstbezüge geführt hät-

te.283 In der Gesamtbetrachtung hielt das Gericht eine Geldstrafe im Sinne von  

§ 7 BDG als mildere Disziplinarmaßnahme für wahrscheinlicher.284 Da die Tatbe-

standsmerkmale des § 23 Abs. 3 Nr. 1 BeamtStG somit nicht mehr vorlagen, war 

die Entlassung des Antragsstellers rechtswidrig und musste zurückgenommen wer-

den. Auch wenn sich die Entlassungsverfügung auf das damals geltende Bundes-

beamtengesetz stützte, so sind die Tatbestandsmerkmale und die Rechtsfolge die-

ser Entlassungsvorschrift mit dem heutigen Beamtenstatusgesetz identisch.  

Im Juni 2013 wurde der Beamte auf Probe dennoch entlassen. Dem Polizeibeamten 

konnte nachgewiesen werden, dass er während einer Polizeifeier die Worte „Siggi 

Heil“ gegrölt und somit eine Straftat begangen hat.285 Unter Berücksichtigung des 

Disziplinarverfahrens und der neuen Vorwürfe erhärtete sich der Verdacht einer 

rechtsextremen Gesinnung des Antragsstellers.286 Da die Pflichtverletzung bei ei-

nem Beamten auf Lebenszeit mindestens zu einer Kürzung der Dienstbezüge ge-

führt hätte, wurde die Entlassungsverfügung nach Ansicht des Gerichts als recht-

mäßig erachtet.287  

4.2.2 Entlassung von Beamten auf Lebenszeit 

Die einzige Möglichkeit einen Beamten auf Lebenszeit gegen seinen Willen zu ent-

lassen, ist die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis durch richterliche Entschei-

dung mithilfe einer Disziplinarklage.288 Dieser Abschnitt thematisiert den Fall eines 

Berliner Polizeibeamten, welcher wegen mehrerer Verfehlungen aus dem Beamten-

verhältnis auf Lebenszeit entlassen werden sollte. Nach Ablehnung durch das Dis-

ziplinargericht im Jahr 2014 wurde eine Entlassung vom Bundesverwaltungsgericht 

im November 2017 für rechtmäßig befunden. Dabei handelte es sich um das unter 

dem Aspekt der gesetzlichen Grundlage für Tätowierungsverbote bereits untersuch-

te Urteil des BVerwG, in dem mit einem obiter dictum, also nebenbei, festgestellt 

wurde, dass eine gesetzliche Grundlage zur Regelung von Tätowierungen bei Poli-

                                                                            

283 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 8 f. 
284 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.01.2009 – OVG 6 S 38.08 Rn. 12 
285 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 14.06.2013 – OVG 6 S 1.13 Rn. 2, 13 ff. 
286 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 14.06.2013 – OVG 6 S 1.13 Rn. 44 f. 
287 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 14.06.2013 – OVG 6 S 1.13 Rn. 8 ff., 55 f. 
288 Vgl. Müller, 2010, S. 89 f. 
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zeibeamten fehlte.289 Konkret wurde dem Beamten vorgeworfen, mehrere verfas-

sungswidrige Tätowierungen zu tragen, mehrmals den „Hitlergruß“ gezeigt und vor 

Hakenkreuzfahnen posiert zu haben, verbotene rechtsextreme Musik, Kleidung und 

nationalsozialismusverherrlichende Gegenstände zu besitzen, Kontakte zur rechts-

extremen Szene zu pflegen und einer vom Dienstherrn nicht genehmigten Nebentä-

tigkeit nachzugehen.290 Näher betrachtet wird im Folgenden nur der Vorwurf zu den 

Tätowierungen. 

Obwohl der Beklagte am ganzen Körper mit Motiven tätowiert ist, die eine Nähe 

zum Rechtsextremismus vermuten ließen, wurden in dem Disziplinarverfahren vor-

rangig die tätowierten Motive im Schulterbereich, konkret eine sogenannte „Wolfs-

angel“, „Odalrunen“ und „Sigrunen“ thematisiert.291 Das dazu eingeleitete Strafer-

mittlungsverfahren wurde eingestellt, da allenfalls die „Sigrunen“ als verbotenes und 

verfassungsfeindliches Symbol deklariert werden könnten und nicht nachgewiesen 

werden konnte, dass dieses Tattoo im nichtsichtbaren Bereich öffentlich gezeigt 

wurde.292 Ein strafbares oder eindeutig verfassungsfeindliches Verhalten lag somit 

nicht vor. Nach Ansicht des Gerichts reiche das Tragen einer nichtsichtbaren, ggf. 

verfassungswidrigen Tätowierung nicht aus, um gegen die politische Treuepflicht 

oder die Pflicht des Beamten zu achtungs- und vertrauenswürdigem Verhalten zu 

verstoßen.293 Obwohl aufgrund der Gesamtumstände eine Nähe zum Rechtsextre-

mismus unterstellt werden könne, stelle eine verfassungsfeindliche Gesinnung ohne 

weitere Pflichtverletzung kein Dienstvergehen dar.294 

Bis auf die ungenehmigte Nebentätigkeit konnten die weiteren Vorwürfe nicht ein-

deutig nachgewiesen, aufgrund von Zeitablauf nicht mehr mit einbezogen oder nicht 

disziplinarisch geahndet werden. In Anbetracht dessen und der Tatsache, dass der 

Beklagte nicht disziplinarisch vorbelastet war, wurde eine Geldbuße in Höhe von 

300 Euro verhängt.295 Obgleich das OVG Berlin-Brandenburg am 04.05.2017 die 

Berufung gegen das Urteil mit der gleichen Begründung wie das VG Berlin zurück-

wies, wurde die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.296 

Das BVerwG teilte die Meinung des OVG nicht, dass unter anderem in rechtsextrem 

wirkenden Tattoos, dem Besuch von Konzerten rechtsradikaler Musikgruppen und 

dem Besitz von nationalsozialistischen Devotionalen kein verfassungsfeindliches 

                                                                            

289 Vgl. Urban, NJW 16/2018, S. 1193 
290 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 9 ff. 
291 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 10, 15, 36 
292 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 5, 15, 66 
293 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 60 ff. 
294 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 84 f. 
295 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 09.04.2013 – 80 K 22.12 OL Rn. 3, 53 ff., 98 ff., 109 ff. 
296 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 8 ff. 
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Verhalten zu sehen sei und hielt unter Berücksichtigung der Gesamtumstände eine 

Entfernung aus dem Beamtenverhältnis für angemessen.297  

Neben den bereits erwähnten Runenzeichen ist der Beklagte weiterhin mit Toten-

köpfen, eisernen Kreuzen sowie Logos und Namen von rechtsradikalen Musikgrup-

pen tätowiert.298 Wenngleich es sich bei den Tätowierungen nicht um verbotene 

Kennzeichen von verfassungswidrigen Organisationen im Sinne des Strafgesetzbu-

ches handle, lasse sich in Gesamtbetrachtung mit seinem Verhalten eine national-

sozialistisch geprägte und rechtsextremistische Einstellung des Beklagten ablei-

ten.299 Einzeln betrachtet reiche eine rechtsextreme Einstellung allerdings nicht aus, 

um eine Treuepflichtverletzung anzunehmen.300 Mit einem in die Haut eintätowier-

ten, dauerhaften Bekenntnis zu einer gewissen Weltanschauung erfolgt eine nach 

außen gerichtete Mitteilung des Tätowierten über sich selbst.301 Eine derartige Iden-

tifizierung mit einer Auffassung, welche der Werteordnung der Verfassung wider-

spricht, sei nach Auffassung des BVerwG unvereinbar mit der Beamtenpflicht zur 

Verfassungstreue.302 Für eine solche Pflichtverletzung ist eine öffentliche Sichtbar-

keit der Tätowierung nicht erforderlich.303 Beamte müssen sich gemäß § 33 

BeamtStG zur Verfassung bekennen und mit ihrem Gesamtverhalten grundsätzlich 

für die FDGO eintreten.304 Die freiheitliche demokratische Grundordnung des Staa-

tes kann nur von einer Polizei geschützt werden, deren Vollzugsbeamte auch im 

Einzelnen freiheitlich-demokratisch gesinnt sind.305 Das Gericht sah den Verdacht 

bestätigt, dass es sich bei den gewählten Motiven um rechtsextreme Tätowierungen 

handle, sich der Beklagte mit rechtsextremen Musikgruppen identifiziere und mit 

gerahmten Bildern von Adolf Hitler und Rudolf Heß sowie weiteren Gegenständen in 

seiner Wohnung dem Nationalsozialismus huldige.306 In dem sich aus der Gesamt-

schau ergebenden Persönlichkeitsbild des Polizeibeamten sei eine verfassungs-

feindliche Grundeinstellung und eine Abkehr von der FDGO eindeutig erkennbar.307 

Das BVerwG erachtete unter Berücksichtigung aller Umstände eine Entfernung des 

Beklagten aus dem Beamtenverhältnis als angemessene Disziplinarmaßnahme.308 

                                                                            

297 Vgl. Urban, NJW 16/2018, S. 1193 
298 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 59 ff., 65 ff. 
299 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 57 ff. 62 
300 Vgl. Masuch, ZBR 9/2020, S. 298 
301 Vgl. Marburger, RiA 1/2020, S. 5 
302 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 24 ff., 65 
303 Vgl. Masuch, ZBR 9/2020, S. 298 
304 Vgl. Heid, 2020, S. 40  
305 Vgl. Schenk, 2010, S. 11 f. 
306 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 57, 70, 80 
307 Vgl. Eifert, Jura (JK) 2018, S. 759 
308 Vgl. BVerwG, Urteil vom 17.11.2017 – 2 C 25/17 Rn. 12, 90 ff. 
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4.2.3 Auswirkungen auf die Praxis 

Der erste Fall zeigt, wie schwierig es ist, Tätowierungen, die weder strafbar noch 

verfassungsfeindlich sind, als Grundlage für Beamtenpflichtverletzungen heranzu-

ziehen. Inhalte und Motive können unterschiedliche Bedeutungen haben und in 

mehrere Richtungen interpretiert werden. Wenngleich mit bestimmten Tätowierun-

gen der Verdacht entsteht, dass sich der Träger mit links- oder rechtsextremisti-

schem Gedankengut identifiziert, kann eine Pflichtverletzung in der Gesamtschau 

nur mit weiteren belastenden Handlungen bzw. Äußerungen eindeutig nachgewie-

sen werden. Solange keine Verfassungsfeindlichkeit des Motivs festgestellt werden 

kann, ist die Tätowierung eines Beamten nur ein Indiz für eine bestimmte Haltung 

und stellt einzeln betrachtet kein Dienstvergehen dar.  

Eine Tätowierung stellt nicht nur eine Körperdekorierung dar, sondern kann auch als 

Kommunikationsmedium zur plakativen Kundgabe von Inhalten und Meinungen ein-

gesetzt werden.309 Auch wenn eine Tätowierung nicht öffentlich sichtbar ist, besteht 

die Möglichkeit, durch ein verfassungsfeindliches Tattoo auf eine Einstellung und ein 

Persönlichkeitsbild zu schließen, welche mit dem Grundgesetz unvereinbar sind. 

Verfassungsfeinde können keine Beamte werden, sein oder bleiben, denn die politi-

sche Treueverpflichtung auf die Verfassung und die FDGO stellt ein personenbezo-

genes Eignungsmerkmal der Beamten dar.310 Insbesondere Polizeibeamte, deren 

Aufgabe es unter anderem ist, die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik 

Deutschland zu schützen, müssen sich mit einem demokratischen Wertesystem 

identifizieren können und dürfen sich nicht mit einer politisch extremen Grundein-

stellung gegen dieses System stellen. Polizisten mit einer eindeutig nachgewiese-

nen verfassungsfeindlichen Gesinnung sind daher aus dem Beamtenverhältnis zu 

entlassen. Politisch extreme oder verbotene Tätowierungen können dabei als Indiz 

für eine solche Anschauung herangezogen werden. Was für eingestellte Beamte 

gilt, muss in der Konsequenz auch für Polizeibewerber gelten, wonach ein tätowier-

tes verfassungsfeindliches Motiv zur Ablehnung führt, unabhängig davon, ob dies 

sichtbar ist oder einen Straftatbestand erfüllt. 

                                                                            

309 Vgl. Urban, NJW 16/2018, S. 1193 
310 Vgl. von der Weiden, jurisPR-BVerwG 10/2018 Anm. 1, S. 4 ff. 
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5 Fazit und Ausblick 

In der heutigen facettenreichen Gesellschaft ist es kaum vorstellbar, dass vor  

fünfzehn Jahren ein Problem darin gesehen wurde, dass männliche Polizisten lange 

Haare tragen. Möglicherweise gilt diese Erkenntnis auch in zehn bis fünfzehn Jah-

ren für die aktuelle Debatte über Tätowierungen bei Polizeibeamten. Generell ist die 

Rechtsprechung bei der Einstellung in den Polizeivollzugsdienst überwiegend liberal 

gegenüber Tattoos eingestellt. Insbesondere seit dem BVerwG-Urteil aus dem Jahr 

2017 gab es außerhalb Bayerns kein Urteil, welches einen Polizeibewerber mit einer 

inhaltlich unbedenklichen Tätowierung benachteiligte.  

Die Polizei muss als Arbeitgeber attraktiv bleiben. In den sozialen Medien versucht 

diese verstärkt das Vertrauen der Bürger zu gewinnen und das Image der Polizei zu 

verbessern, indem sich Polizisten auf verschiedenen Internetplattformen lebensnah, 

offen und bürgerfreundlich präsentieren.311 Tätowierungen sind dabei ein Bestand-

teil der heutigen Gesellschaft. Aufgrund der zunehmenden Verbreitung von Tätowie-

rungen bei unter Dreißigjährigen würden dem Polizeivollzugsdienst eine Vielzahl an 

geeigneten Bewerbern verloren gehen, die nur aufgrund einer sichtbaren Tätowie-

rung abgelehnt werden würden. Durch den demografischen Wandel und die zu-

nehmende Schwierigkeit, geeignetes Personal zu finden, sollte die Polizei als gro-

ßer Arbeitgeber im öffentlichen Dienst abwägen, ob ein solcher Verzicht vertretbar 

wäre. 

Da es außer in Sachsen-Anhalt und Bayern bisher keine gesetzliche Grundlage zur 

Regelung des äußeren Erscheinungsbildes von Beamten gibt, lässt sich wenig 

Rechtsprechung zu Tätowierungen bei aktiven Beamten finden. Dem Dienstherrn 

sind seine Chancen vor Gericht bewusst und somit stellt die Verdeckung der Täto-

wierung einen Kompromiss für beide Seiten dar. Die Erwägung, dass aktive Polizei-

vollzugsbeamte, welche sich nachträglich tätowieren lassen und damit ggf. gegen 

eine Dienstpflicht verstoßen, entlassen oder zur operativen Entfernung der Tätowie-

rung verpflichtet werden, ist dabei äußerst unrealistisch. Obgleich die bisherige 

Rechtsprechung sichtbare Tätowierung bei bayerischen Polizeibeamten ablehnt, ist 

es vorstellbar, dass zukünftige Gerichtsentscheidungen zu einem anderen Ergebnis 

gelangen und ein durch Verwaltungsvorschrift geregeltes Tätowierungsverbot für 

Polizisten aufgeweicht wird. Unbestritten ist dabei, dass verfassungsfeindliche Tä-

towierungen bei Polizeibewerbern zur Ablehnung führen müssen. Verfassungswidri-

ge Tätowierungen bei bereits eingestellten Polizeibeamten sind im Rahmen von 

                                                                            

311 Vgl. Brenner, ddb magazin, Dezember 2019, S. 40 f. 
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Disziplinaruntersuchungen zu prüfen und müssen bei einem eindeutigen Nachweis 

zur Entlassung aus dem Beamtenverhältnis führen. 

Ein wiederholt angebrachtes Argument der Gerichte ist die Beeinträchtigung der 

Neutralitätsfunktion der Uniform durch sichtbare Tätowierungen. Fraglich ist, ob die-

ses in Fällen von tätowierten Zivilermittlern und Kriminalkommissaren, die überwie-

gend in Privatkleidung ermitteln, der Verhältnismäßigkeitsprüfung standhalten wür-

de. Es gilt demnach abzuwarten, wie der Gesetzgeber die geplanten bundeseinheit-

lichen Regelungen zum äußeren Erscheinungsbild von Beamten umsetzt. Es 

bestünde die Möglichkeit, das Beamtenstatusgesetz dahingehend zu ändern, dass 

der Dienstherr ermächtigt wird, Bestimmungen über das äußere Erscheinungsbild 

im Dienst zu treffen.312 Ein direktes Tätowierungsverbot ähnlich des Verhüllungsver-

botes in Art. 75 Abs. 1 BayBG bzw. § 34 Satz 4 BeamtStG wird es dabei vermutlich 

nicht geben, um leichter auf veränderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen rea-

gieren zu können. Auch wenn der Gesetzgeber eine gesetzliche Grundlage schafft, 

mit der Regelungen zum äußeren Erscheinungsbild von Polizeibeamten im Dienst 

erlassen werden dürften, wäre dies noch kein generelles Tätowierungsverbot. Mit 

einem Verbot zum Tragen von Tattoos innerhalb der Dienstzeit wird automatisch 

auch in den privaten Lebensbereich des Beamten eingegriffen. Ein derartiger 

Grundrechtseingriff muss trotz gesetzlicher Grundlage verhältnismäßig sein. Die 

Geeignetheit ist dabei die erste Hürde. Es ist nicht erwiesen, dass Tätowierungen, 

egal ob klein oder groß, die Neutralität von Polizeibeamten beeinträchtigen oder 

dass diese aufgrund der starken Verbreitung von Tätowierungen mittlerweile nicht 

gesellschaftlich akzeptiert werden. Wenngleich Studien und Umfragen kein umfang-

reicher Beweis sind, wäre es denkbar, durch unabhängige Meinungsforschungsinsti-

tute oder im Rahmen von wissenschaftlichen Abschlussarbeiten an den Polizeifach-

hochschulen aktuelle und repräsentative Studien zum Thema Wirkung von Tätowie-

rungen bei Polizeibeamten zu erstellen. Zumindest wäre im Ergebnis eine Tendenz 

erkennbar, die als Grundlage für eine Leitentscheidung bezüglich möglicher Neutra-

litätsbeeinträchtigung durch Tätowierungen dienen könnte. Selbst wenn daraus ge-

schlussfolgert werden könnte, dass Tätowierungen das Ansehen eines Polizisten 

schmälern und ein Tätowierungsverbot geeignet ist, die Neutralität der Polizeiuni-

form zu gewährleisten, bleibt die zweite Hürde der Erforderlichkeit. Das Argument, 

dass langärmlige Polizeiuniformen im Sommer ein einheitliches Auftreten der Polizei 

beeinträchtigen können und Polizeibewerbern diese weniger einschneidende Alter-

native daher verwehrt bleiben soll, wirkt nicht sonderlich überzeugend, da dieses 

Mittel bei eingestellten Polizeibeamten hauptsächlich zur Anwendung kommt.  

                                                                            

312 Vgl. Pfeffer, NVwZ 1-2/2020, S. 18 
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Weiterhin stehen andere mildere Möglichkeiten wie hautfarbene Bandagen oder 

hautabdeckende Make-up-Produkte zur Verfügung. Die Aussage, es gebe kein mil-

deres Mittel als ein generelles Verbot von großflächigen Tätowierungen, wird sich in 

der Rechtsprechung aufgrund zuvor genannter Alternativen wahrscheinlich nicht 

durchsetzen können. Dass es Ausnahmen geben kann, bei denen Körperbereiche, 

wie z.B. Gesicht und Hände, nicht praxistauglich und dezent verdeckt werden kön-

nen, ist unbestritten. 

Insbesondere mit Blick auf zukünftige Generationen von Polizeidienstbewerbern 

sollte zeitnah Rechtssicherheit auf Grundlage vorherrschender gesellschaftlicher 

Anschauungen geschaffen werden, um zu verhindern, dass der Polizei veraltete 

Reglementierungen zulasten qualifizierter Bewerber zum Verhängnis werden. 
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